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A. Einführung

Bei zulässiger Stellung des Antrages auf Erteilung der Restschuldbefreiung durch

den  Insolvenzschuldner  wird  über  diesen  durch  das  Insolvenzgericht

entschieden. Der Zeitpunkt für die Entscheidung hierüber ist variabel. Nach der

Aufhebung  des  Insolvenzverfahrens  schließt  sich  regelmäßig  die

Wohlverhaltensphase an. Während dieser können Insolvenzgläubiger oder der

Treuhänder Versagungsgründe geltend machen. Nach der Rechtslage seit dem

01.07.2014 ist zudem eine vorzeitige Erteilung der Restschuldbefreiung möglich,

§ 300 Abs. 1 S. 2 InsO. Im Regelfall erfolgt eine Entscheidung nach Ablauf der

sechsjährigen Abtretungsfrist gemäß § 287 Abs. 2 InsO. Zwingend ist vor einer

jeden Entscheidung die Gewährung rechtlichen Gehörs, § 300 Abs. 1 S. 1, S. 3 i.

V. m. S. 1 InsO.

Soweit bei Entscheidungen nach § 300 Abs. 1 S. 1 InsO keine  Anträge nach

§§  296,  297,  297a  oder  298  InsO  gestellt  wurden,  tenoriert  der

Erteilungsbeschluss sächsischer Insolvenzgerichte unter anderem, dass das Amt

des Treuhänders mit Rechtskraft dieses Beschlusses endet. Das EDV-Programm

„ForumStar“  an  den  Amtsgerichten  in  Sachsen  belegt  diesen  Ausspruch

automatisch vor. 

Die  bei  der  Entscheidung  über  den  Restschuldbefreiungsantrag

gegenständlichen  Wohlverhaltensphasen  der  Schuldner  stellen  sich  jedoch

keineswegs identisch dar. Der Treuhänder hat gemäß seinen Befugnissen nach §

292 Abs. 1, 2 InsO für jedes Verfahren gesonderte Prüfungen des Sachverhaltes

vorzunehmen.  Auch  bei  Ähnlichkeiten  zwischen  den  Lebenssituationen  von

Insolvenzschuldnern  unterscheiden  sich  die  jeweiligen  Wohlverhaltensphasen.

Die Auskehrung an die Insolvenzgläubiger, der einzureichende Abschlussbericht

und  die  Anhörung  zum  Restschuldbefreiungsantrag  sind  nur  beispielhafte

Tätigkeitsfelder, die bei jedem Insolvenzverfahren verschieden sind.

Folglich  stellt  sich  die  Frage,  ob  eine  einheitliche  Tenorierung  in  dem

Restschuldbefreiungsbeschluss praxisnah erscheint oder eine auf den jeweiligen

Verfahrensgang abgestimmte Entscheidung erforderlich ist. Das Ende des Amtes
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der Treuhändertätigkeit könnte ebenso an den Ablauf der Abtretungsfrist oder an

die  Aufgabenerledigung  des  Treuhänders  gebunden  werden.  Die  Beendigung

des Amtes aus tatsächlichen Gründen, wie beispielsweise aufgrund des Todes

des Schuldners oder der Entlassung nach § 292 Abs. 3 S. 2 InsO i. V. m. § 59

Abs. 1 S. 1 InsO, ist hierbei außer Acht zu lassen.  

Zu  berücksichtigen  ist  darüber  hinaus  die  Handhabung  an  anderen

Insolvenzgerichten  außerhalb  Sachsens.  Denn  eine  je  nach  Amtsgericht

abweichende  Verfahrensweise  kann  aufgrund  gegebenenfalls  eintretender

Nachteile für eine Partei weder im Interesse des Gesetzgebers noch in dem der

Beteiligten des Insolvenzverfahrens liegen.  

Zusätzlich  ist  dem  Begehren  des  Treuhänders  der  Wohlverhaltensphase

besondere  Bedeutung  zukommen  zu  lassen,  da  dessen  Amtsausführung  ein

verfassungsrechtlich geschütztes Grundrecht nach Art. 12 GG darstellt.
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B. Ausgangsfall und Problemstellung

Anhand der folgenden fiktiven Falldarstellung werden neben der Frage, wann das

Treuhänderamt  bei  sechsjähriger  Abtretungsfrist  ohne  Stellung  von

Versagungsanträgen  endet  die  damit  zusätzlich  entstehenden  Praxisprobleme

erläutert:

Das Insolvenzverfahren des redlichen ledigen kinderlosen Insolvenzschuldners

wurde am 02.10.2014 bei dem Insolvenzgericht eröffnet. Er ist erwerbstätig und

erhält  einen  monatlichen  Lohn  von  1139,99  €  netto.  Die  Aufhebung  des

Verfahrens  unter  Bestimmung  des  Treuhänders  erfolgt  am  17.01.2017.  Der

Treuhänder hat das Amt angenommen. Die Abtretungsfrist  nach § 287 Abs. 2

InsO läuft am 02.10.2020 ab. Aufgrund der Redlichkeit des Schuldners ist bei der

Anhörung  nach  §  300  Abs.  1  S.  1  InsO  davon  auszugehen,  dass  keine

Versagungsgründe  geltend  gemacht  werden.  Folglich  wird dem

Insolvenzschuldner die Restschuldbefreiung am 16.11.2020 unter Angabe, dass

das Amt des Treuhänders mit Rechtskraft dieses Beschlusses endet, erteilt. Eine

Rechtsmittelbelehrung wird dem Beschluss nicht angefügt. 

Der  Insolvenzschuldner  nahm  während  der  Wohlverhaltensphase  ein

arbeitsgerichtliches Verfahren gegen seinen früheren Arbeitgeber auf, um eine

Lohnnachzahlung für die Zeit  von August bis September 2018 durchzusetzen.

Der Arbeitgeber hat für diese Monate die Lohnerhöhung auf 1339,99 € netto nicht

beachtet und den vorherigen Lohnsatz an den Insolvenzschuldner ausbezahlt.

Das Verfahren vor dem Arbeitsgericht endet am 11.01.2021 durch rechtskräftiges

Urteil, wobei der Arbeitgeber zur Nachzahlung von 200,00 € pro Monat verurteilt

wird. 

Ursprünglich  ergaben  sich  in  dem  streitbefangenen  Zeitraum  bei  einem

Nettoeinkommen von monatlich 1139,99 € und keiner Unterhaltspflicht nach der

Tabelle  der  Pfändungsfreibeträge  ab  01.07.2017  zu  §  850c  ZPO  keine

pfändbaren Beträge,  die  der  Arbeitgeber  hätte  an den Treuhänder  auskehren

müssen. Aufgrund der Lohnerhöhung auf 1339,99 € hätte der Arbeitgeber bei

fristgerechter Auszahlung 137,34 € pro Monat an den Treuhänder im Rahmen der

3



§§ 287 Abs. 2, 292 Abs. 1 S. 2 InsO  übermitteln müssen. Der Betrag in Höhe

von 274,68 €, der sich aus den pfändbaren Beträgen für August und September

2018  zusammensetzt,  wird  von  dem  Arbeitgeber  an  den  Treuhänder  nach

Rechtskraft des Urteils ausgekehrt. 

Aufgrund  der  Formulierung  aus  dem Restschuldbefreiungserteilungsbeschluss

vom 16.11.2020, dass das Amt mit Rechtskraft dieses Beschlusses beendet sei,

ist  sodann  fraglich,  was  mit  dem  auf  dem  Anderkonto  des  Treuhänders

befindlichen Betrages zu erfolgen hat. Der Treuhänder wird die Auskehrung der

Summe an die Gläubiger begehren, da seine Aufgaben aus §§ 292 Abs. 1 S. 2,

287  Abs.  2  InsO  aus  seiner  Sicht  noch  nicht  abgeschlossen  sind.  Das

Insolvenzgericht wird sich dagegen auf das Ende des Amtes mit Rechtskraft des

Restschuldbefreiungsbeschlusses berufen. 

4



C. Vorzeitige Beendigung des Treuhänderamtes

I. Ende des Amtes gemäß § 299 InsO

1. Ausgangspunkt

Die  Möglichkeit,  dass  die  Wohlverhaltensphase  zu  Ungunsten  des

Insolvenzschuldners  vorzeitig  aufgrund  zulässigen  und  begründeten  Anträgen

nach §§ 296, 297, 297a und 298 InsO endet, ist in § 299 InsO verankert. Dort ist

der  Zeitpunkt  der  Beendigung  des  Treuhänderamtes  ausdrücklich  geregelt.

Gründe  für  diese  Normierung  können  gegebenenfalls  Argumente  für  den

Zeitpunkt des Ende des Amtes bei Ablauf der regulären Abtretungsfrist fördern. 

2. grammatikalische Auslegung der Norm

§ 299 InsO regelt neben weiteren Rechtsfolgen der vorzeitigen Versagung der

Restschuldbefreiung,  dass  das  Amt  des  Treuhänders  mit  Rechtskraft  der

Versagungsentscheidung  endet.  Einer  weiteren  Auslegung  bedarf  es  insoweit

nicht, da der Regelungsinhalt eindeutig ist. 

3. historische Auslegung der Norm

§ 299 InsO war in dem Gesetzesentwurf der Insolvenzordnung vom 15.04.1992

als  §  247  InsO-E  unter  Anknüpfung  des  Ende  des  Treuhänderamtes  an  die

Rechtskraft  des  Versagungsbeschlusses  vorgesehen.1 Diese  Formulierung

wurde  mit  Inkrafttreten  der  Insolvenzordnung  am  01.01.1999  als

§  299  InsO übernommen und  bisher  durch keine  Gesetzesänderung berührt.

Eine Argumentation,  warum der  Zeitpunkt  der Rechtskraft  abzuwarten ist  und

dieser Fall der Beendigung explizit geregelt wurde, findet sich in der Begründung

zum Entwurf des § 247 InsO-E nicht. 

4. teleologische Auslegung der Norm     

Die Versagung der Restschuldbefreiung kann während der gesamten Dauer der

Wohlverhaltensphase  vorzeitig  durch  einen  Insolvenzgläubiger  oder  den

Treuhänder beantragt werden. Vor der Entscheidung nach § 296 InsO hat eine

1     N.N.: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/12/024/1202443.pdf.
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Anhörung der  Beteiligten zu erfolgen,  § 296 Abs.  2  S.  1  InsO.  Bei  Anträgen

gemäß § 297 oder § 297a InsO ist keine Stellungnahme einzuholen, da jeweils

die Verweisung auf § 296 Abs. 2 S. 1 InsO fehlt. In Verfahren nach § 298 InsO ist

dem Insolvenzschuldner rechtliches Gehör zu gewähren, § 298 Abs. 2 S. 1 InsO.

Somit  ist  ersichtlich,  dass  einige  Beteiligte  je  nach  Falllage  von  dem

Versagungsantrag keine Kenntnis erhalten, solange nicht über diesen im Wege

des  Versagungsbeschlusses  entschieden  wurde.  Danach  erst  erfolgt  die

Zustellung beziehungsweise die Bekanntmachung des Beschlusses an diese. 

Entscheidungen nach § 299 InsO werden während der Abtretungsfrist des § 287

Abs. 2 InsO getroffen. Da das Amt des Treuhänders gemäß §§ 292 Abs. 1 S. 2,

287 Abs. 2 InsO an die – hier noch nicht abgelaufene - Abtretungsfrist geknüpft

ist, musste eine Regelung zum Schluss des Treuhänderamtes getroffen werden.

Denn die Abtretungsfrist als Rechtsgrundlage für die Treuhändertätigkeit endet

gemäß § 299 InsO ebenfalls mit Rechtskraft der Entscheidung.

Im Gegensatz dazu ist im Zeitpunkt der Entscheidung nach § 300 Abs. 1 S. 1,

Abs.  3 InsO die Abtretungsfrist  stets  beendet,  sodass der  Treuhänder  seinen

Befugnissen in der Regel vollumfänglich nachgekommen ist. Somit stellt § 299

InsO eine plötzlichere Entscheidung als der Beschlusserlass nach § 300 Abs. 1

S. 1, Abs. 3 InsO dar. § 299 InsO hingegen ist an einen Antrag gebunden, der

jederzeit ohne Inkenntnissetzung der anderen Beteiligten gestellt werden kann.

Der Abtretungszeitraum lässt sich nach § 287 Abs. 2 InsO daher als eine Zeit der

Ungewissheit charakterisieren, indem vor allem der Schuldner jederzeit negativ

überrascht werden kann. 

Eine Beendigung des Treuhänderamtes mit Erlass des Beschlusses schließt sich

bereits  deshalb  aus,  weil  dem Insolvenzschuldner  stets  das  Rechtsmittel  der

sofortigen Beschwerde nach § 296 Abs. 3 S. 1, § 297 Abs. 2 i. V. m. § 296 Abs. 3

S. 1, § 297a Abs. 2 i. V. m. § 296 Abs. 3 S. 1 oder § 298 Abs. 3 i. V. m. § 296 Abs.

3 S. 1 InsO zusteht. Die zulässige und begründete Rechtsmitteleinlegung nebst

anschließender  Aufhebung  des  Versagungsbeschlusses  führt  zur

Aufrechterhaltung der Treuhändertätigkeit. 
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Soweit das Amt mit Erlass der Versagungsbeschlusses beendet wäre, müsste

das Gericht  nach dessen Aufhebung einen Treuhänder  für  den verbleibenden

Abtretungszeitraum bestimmen, §§ 287 Abs. 2, 288 S. 2 InsO.  Zwischen den

Zeitpunkten der Entscheidungen würde eine zeitliche Lücke entstehen,  indem

keine pfändbaren Beträge im Sinne der §§ 292 Abs. 1 S. 2, 287 Abs. 2 InsO

vereinnahmt  worden  wären.  Dies  müsste  nachgeholt  werden.  Diesem

entstehenden Mehraufwand für den neu einzusetzenden Treuhänder und für das

Insolvenzgericht wurde durch die Regelung des § 299 InsO vorgebeugt. 

Eine Anknüpfung an eine feste Frist oder ein bestimmtes Datum erscheint durch

die  laufende  Rechtsmittelfrist  nicht  zielführend,  da  das  Insolvenzgericht  eine

unnötige weitere Wiedervorlage überwachen müsste. 

Zudem hat der Treuhänder bei Beendigung seines Amtes die Rechnungslegung

nach § 292 Abs. 3 S. 1 InsO einzureichen. Anhörungspflichten seinerseits wurden

bei  §  297  und  §  297a  InsO  nicht  aufgenommen.  Aufgrund  dessen  und  der

zeitlichen Differenz zwischen Stellung des Versagungsantrages und förmlicher

Entscheidung  ist  ihm  eine  gewisse  Frist  zur  Einreichung  der  erforderlichen

Unterlagen zu gewähren.

Der  Treuhänder  bleibt  auch  nach  dem  Laufzeitende  der  Abtretungserklärung

verpflichtet und berechtigt, die Beträge, die unter den Abtretungszeitraum fallen,

zu verteilen.2

5. Zwischenergebnis

Die  Anlehnung  des  Ende  des  Treuhänderamtes  an  die  Rechtskraft  des

Beschlusses  basiert  auf  der  Charakteristik  der  vorzeitigen  Entscheidung.  Die

Aufnahme dieser expliziten Regelung ist aufgrund der anderenfalls entstehenden

Diskrepanz zwischen Ende der Abtretungsfrist als ursprüngliche Rechtsgrundlage

und Weiterlauf  der zu erfüllenden Aufgaben notwendig.  Eine  Anknüpfung der

Amtsbeendigung  an anderweitige Faktoren erscheint nicht zweckmäßig.

2     HambKomm/Streck, § 299 InsO Rn. 6.
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II. Ende des Amtes gemäß §§ 300 Abs. 1 S. 2, Abs. 4 S. 3, 299  InsO

1. Ausgangspunkt

§ 300 Abs. 1 S. 2 InsO stellt wie § 299 InsO eine vorzeitige Entscheidung des

Insolvenzgerichts dar, jedoch im Rahmen der Erteilung der Restschuldbefreiung.

Der Paragraph ist nicht direkt auf den Ausgangsfall anwendbar, dennoch können

entsprechende Ergebnisse gegebenenfalls auf diesen übertragen werden.

2. grammatikalische Auslegung der Norm

§ 300 Abs. 1 S. 2 InsO enthält selbst keine Normierung hinsichtlich des Ende des

Treuhänderamtes. Jedoch verweist § 300 Abs. 4 S. 3 InsO, der explizit für diesen

Fall  greift,  auf  § 299 InsO. Dort ist  ausdrücklich festgelegt,  dass das Amt mit

Rechtskraft der Entscheidung beendet ist.  

3. historische Auslegung der Norm

In der ursprünglichen Fassung des § 300 InsO war eine verfrühte Erteilung der

Restschuldbefreiung  nicht  vorgesehen.  Änderungen  dahingehend  erfolgten

ebenfalls nicht mit der Einführung der Fassung vom 26.10.2001. 

Erst  durch  die  Einführung  des RestSchBefrVerfG vom 15.07.2013  erhielt  der

Insolvenzschuldner die Möglichkeit, die Restschuldbefreiung vorzeitig unter den

in  §  300  Abs.  1  S.  2  InsO  genannten  Voraussetzungen  zu  erlangen.  Die

Formulierung  des  §  300  Abs.  4  S.  3  InsO war  in  dem Gesetzesentwurf  der

Bundesregierung vom 10.08.2012 nicht vorgesehen.  Erst die Stellungnahme des

Bundesrates vom 21.09.2012 enthielt, dass das Ende der Abtretungsfrist in den

Fällen des § 300 Abs. 1 S. 2 InsO n.  F.  mit  Rechtskraft  dieser Entscheidung

eintreten soll.3 Dabei war beabsichtigt, den Passus in § 287 InsO einzupflegen. 

Begründet wurde der Vorschlag unter anderem damit, dass § 300 InsO-E keine

Regelung beinhalte, die besage, ob und wann die  Abtretungsfrist bei vorzeitiger

Beendigung auslaufen soll. Der Gleichlauf zwischen vorzeitiger Beendigung der

Wohlverhaltensphase  und  dem  Schluss  der  Abtretungsfrist  sei  sinnvoll,  da

3     N.N.: https://www.juris.de/perma?d=DRS-BR-467_12B.
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anderenfalls die Aufgaben nach § 292 InsO-E bis zum regulären Ablauf dieser

erfüllt  werden  müssten.  Hinzu  komme die  zeitliche  Diskrepanz  zwischen  der

Restschuldbefreiungserteilung  und  der  nach  §  294  InsO-E  bestimmten

Unzulässigkeit  von  Zwangsvollstreckungsmaßnahmen sowie  der  Erfüllung  der

Obliegenheiten des § 295 InsO-E. Dies widerspräche dem Sinn und Zweck des

§ 300 Abs. 1 S. 2 InsO-E.

Die  Beschlussempfehlung  und  der  Bericht  des  Rechtsausschusses  vom

15.05.2013 zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung führten zur Einfügung

der Anknüpfung an § 299 InsO-E in § 300 Abs. 4 S. 3 InsO.4 Zudem wurde durch

die  Aufnahme  der  Verweisung  auf  §  299  InsO-E  klargestellt,  dass  beide

Fallkonstellationen hinsichtlich der Rechtsfolgen kongruent zueinander sind. 

4. teleologische Auslegung der Norm

Der Verweis des § 300 Abs. 4 S. 3 InsO auf § 299 InsO mit dessen Rechtsfolgen

erscheint aufgrund der Ähnlichkeit beider Rechtslagen schlüssig. Obwohl § 299

InsO die Versagung der Restschuldbefreiung normiert, sind die Interessenlagen

identisch. Denn § 299 InsO reglementiert – wie § 300 Abs. 1 S. 2 InsO – den Fall

der Entscheidung vor Ablauf der Abtretungsfrist nach § 287 Abs. 2 InsO.

Neben  den  Aspekten  der  Geschäftsabwicklung  und  Einreichung  der

Rechnungslegung durch den Treuhänder ist  die Begründung des Bundesrates

zur  Einführung  dieser  Norm  beachtlich.  Bei  Fehlen  einer  solche  Anordnung

müsste der Treuhänder seinen Aufgaben gemäß § 292 InsO bis zum Ablauf der

Abtretungsfrist  nach sechs Jahren nachkommen.  Somit  würde er  Berechtigter

hinsichtlich  der  während  des  Abtretungszeitraumes  eingenommenen  Beträge

bleiben, der Schuldner wäre dahingehend handlungsunfähig. Ferner würde die

Unzulässigkeit von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen nach § 294 InsO und die

Erfüllung der Obliegenheiten des § 295 InsO aufrechterhalten bleiben.

Dies widerspräche dem Ziel der Restschuldbefreiung nach §§ 1 S. 2, 301 InsO:

Der  Insolvenzschuldner  soll  nach  Erteilung  der  Restschuldbefreiung  die

4     N.N.: https://www.juris.de/perma?d=DRS-BT-17_13535.
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Möglichkeit erhalten, wieder eigenständig im Rechtsverkehr auftreten zu können

und  sich  zu  rehabilitieren.  Dies  kann  jedoch  nicht  erfolgen,  solange  der

Treuhänder  im  Hintergrund  weiterhin  handlungsbefugt  zugunsten  der

Insolvenzgläubiger bleibt. Die Restschuldbefreiung hat zur Folge, dass die von

den  Wirkungen  der  §§  1  S.  2,  301  InsO  betroffenen  Insolvenzgläubiger  ihr

Befriedigungsrecht verlieren. Somit ergäbe sich ein Widerspruch zwischen Ziel

und Ausführung. 

Darüber  hinaus  wäre  der  Sinn  der  vorzeitigen  Erteilung  untergraben,  da  der

Insolvenzschuldner  hiervon keine Vorteile  erfahren würde.  Trotz  Erfüllung der

Voraussetzungen des § 300 Abs.  1 S.  2 InsO erhält  er  keine Gegenleistung.

Folglich würde sich das Ziel der verfrühten Entscheidung entkräften, wodurch der

Anreiz der Erfüllung der entsprechenden Bedingungen entfiele.   

Hinsichtlich der Rechtskraftzeiten von den Entscheidungen zu § 299 InsO und

§ 300 Abs. 1 S. 2 InsO liegen jedoch Unterschiede vor. Während bei § 299 InsO

der Insolvenzschuldner bei jeder Versagungsentscheidung beschwert ist, ist dies

bei einer vorzeitigen Erteilung der Restschuldbefreiung nicht der Fall. 

Da  aufgrund  des  §  300  Abs.  1  S.  3  InsO  bei  der  vorzeitigen  Erteilung  der

Restschuldbefreiung  ebenfalls  eine  Anhörung  nach  §  300  Abs.  1  S.  1  InsO

vorzunehmen  ist,  ähnelt  diese  Fallkonstellation  die  der  Ausgangsproblematik.

Denn dadurch,  dass den Beteiligten die Möglichkeit  zur  Geltendmachung von

Einwendungen vor der förmlichen Entscheidung gegeben wird, kann ebenso das

Recht auf eine Rechtsmitteleinlegung verwirkt werden. So liegt es, wenn in der

Anhörung keine Partei Gründe für das Nichtvorliegen der Voraussetzungen des

§ 300 Abs. 1 S. 2 InsO vorgebracht hat, § 300 Abs. 4 S. 2 Alt. 3  InsO arg. e.

contr.. Zudem darf auch der Treuhänder sein Antragsrecht nach § 298 InsO nicht

ausgeübt  haben,  da ihm anderenfalls  bei  Zurückweisung dieses Antrages die

Möglichkeit des § 11 Abs. 2 S. 1 RPflG offen steht.5

5     Braun/Pehl, § 300 InsO Rn. 17; HambKomm/Streck, § 300 InsO Rn. 17; 
      Uhlenbruck/Sternal, § 300 InsO Rn. 41; FK-InsO/Ahrens, § 300 InsO Rn. 55; 
      MüKoInsO/Stephan § 300 InsO Rn. 31.
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Im Ergebnis stellt sich heraus, dass bei Nichtstellung von Versagungsgründen im

Zeitpunkt  der  Anhörung  nach  §  300  Abs.  1  S.  1,  S.  3  InsO  keine

Beschwerdeberechtigten  vorhanden  sind.  Folglich  wird  der  Beschluss  der

Restschuldbefreiung  mit  Erlass  rechtskräftig.  Der  Treuhänder  kann  daher  im

Einzelfall mit Erlass der Entscheidung aus seinem Amt entlassen sein. 

5. Zwischenergebnis

Der  Verweis  des  §  300  Abs.  4  S.  3  InsO  auf  §  299  InsO  ist  aufgrund  der

ähnlichen Fallgestaltung nachvollziehbar. Hauptargument für die Anknüpfung an

die  Rechtskraft  des  Beschlusses  ist  der  zeitliche  Gleichlauf  zwischen

Verfahrensbeendigung und Abschluss der Treuhändertätigkeit.  Die wesentliche

Abweichung zwischen der Entscheidung nach § 299 InsO und der nach § 300

Abs. 1 S. 2 InsO liegt in der Möglichkeit, dass bei dem letztgenannten Beschluss

eine  Rechtsmittelberechtigung  ausgeschlossen  sein  kann.  Folglich  sind  hier

Parallelen zu dem Ausgangsfall erkennbar. 
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D.  Beendigung  des  Treuhänderamtes  nach  Ablauf  der  sechsjährigen  

      Abtretungsfrist

I. Ende des Amtes mit Ablauf der Abtretungsfrist gemäß § 287 Abs. 2 InsO

1. Ausgangspunkt

Gemäß § 292 Abs. 1 S. 2 InsO hat der Treuhänder unter anderem die Beträge,

die  er  aufgrund  der  Abtretung  erlangt,  einmal  jährlich  nach  der  im

Schlussverzeichnis  bestimmten Quote an die  Insolvenzgläubiger  auszuzahlen.

§ 292 Abs. 1 S. 2 InsO verweist dabei indirekt auf § 287 Abs. 2 InsO, da die

letztgenannte Vorschrift den Inhalt der Abtretung näher bestimmt. 

§ 292 Abs. 1 S. 2 InsO stellt die Formalien der Aufgabenerfüllung auf. § 287 Abs.

2  InsO  hingegen  beschreibt  die  materiell-rechtliche  Grundlage.  Denn  die

Regelung  verfügt,  welche  Beträge  zeitlich  sowie  gegenständlich  von  dem

Aufgabenkreis des Treuhänders umfasst sind. Somit knüpft § 292 Abs. 1 S. 2

InsO eng an die Vorschrift des Abtretungsumfanges an, da diese die Grundlage

für die Tätigkeit des Treuhänders in der Wohlverhaltensphase darstellt. 

2. grammatikalische Auslegung von § 287 Abs. 2 InsO

Gemäß  §  287  Abs.  2  InsO  unterliegen  pfändbare  Beträge,  die  aus

Arbeitseinkommen  oder  aus  sonstigen  laufenden  Zahlungen  erwirtschaftet

werden, für sechs Jahre nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens der Abtretung. 

3. historische Auslegung von § 287 Abs. 2 InsO

Bei der Einführung der Insolvenzordnung war § 287 Abs. 2 InsO als § 236 Abs. 2

S. 1 InsO-E vorgesehen.6 Mit dem Inkrafttreten am 01.01.1999 als § 287 Abs. 2

InsO  wurde  bestimmt,  dass  die  Dauer  der  Abtretung  sieben  Jahre  ab  der

Aufhebung  des Insolvenzverfahrens  beträgt.  Der  Inhalt  der  Norm diene  einer

„Warnfunktion“.7 Dem Schuldner sollen dadurch nachdrücklich die Hürden der

Erreichung der Restschuldbefreiung bewusst  werden,  da sein Lebensunterhalt

lediglich mit dem pfändungsfreien Einkommen bestritten werden kann. Durch die

Änderung  der  Insolvenzordnung  mit  Gültigkeit  ab  01.12.2001  wurde  die

6     N.N.: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/12/024/1202443.pdf.
7     N.N.: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/12/024/1202443.pdf, Seite 189 „Zu § 236   
      InsO-E“.
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Abtretungsfrist  auf  sechs  Jahre  verkürzt  und  an  die  Eröffnung  des

Insolvenzverfahrens  geknüpft. Insoweit  wurde  diese  Formulierung  durch  das

Inkrafttreten des RestSchBefrVerfG vom 15.07.2013 nicht berührt.

4.   teleologische Auslegung von § 287 Abs. 2 InsO  

a) Darstellung der Ansicht

Einige  Amtsgerichte  vertreten  aufgrund  des  ausdrücklich  geregelten  inneren

Zusammenhangs zwischen Abtretungsfrist und Treuhänderaufgaben die Ansicht,

dass das Ende des Amtes mit Ablauf der Frist beendet sei. Diese Minderansicht

wird auch teilweise in der Literatur geteilt.8 

Die Vertreter dieser Theorie wollen in den Regelungen der §§ 292 Abs. 1 S. 2,

287 Abs. 2 InsO eine Form der Akzessorietät erkannt haben. Diese soll  darin

liegen,  dass  mit  Ablauf  der  Abtretungsfrist  aus  tatsächlichen  oder  sonstigen

Gründen  auch  das  Amt  des  Treuhänders  kraft  Gesetzes  dieser  Wirkung

ausgesetzt ist. Die Abtretungsfrist stelle somit das Hauptrecht dar. An diesem soll

sich die Tätigkeit des Treuhänders orientieren.  

Dies sei  auch aus der Regelung des § 299 InsO herauszulesen,  da dort  die

Abtretungsfrist  sowie  das  Ende  des  Treuhänderamtes  mit  Rechtskraft  des

Versagungsbeschlusses  enden.  Durch  den  zeitlichen  Gleichlauf  zwischen  der

Frist  nach § 287 Abs.  2 InsO und der  Treuhändertätigkeit  könne man darauf

schließen,  dass  der  Gesetzgeber  eine  gewisse  Akzessorietät  nicht  gänzlich

ausgeschlossen habe. Daher soll auch bei Fällen des § 300 Abs. 1 S. 1 InsO

diese Regelung im Hinblick auf die Beendigung des Treuhänderamtes mit Ende

der Abtretungsfrist Anwendung finden.                                     

b) Lösungsansatz des Ausgangsfalls

Folgt  man  der  geschilderten  Auffassung,  wäre  der  Treuhänder  in  dem

Ausgangsfall  nicht  berechtigt,  den  eingehenden  Betrag  an  die  Gläubiger  zu

verteilen.  Denn  eine  weitergehende  Tätigkeit  des  Treuhänders  über  den

Abtretungszeitraum hinaus scheidet aufgrund der strengen Orientierung an den

8     Graf-Schlicker (Hrsg.): InsO Kommentar/Kexel, § 300 InsO Rn. 29; Grahlmann, NZI 
      2010, 523-524.
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Ablauf der Frist aus. Demzufolge müsste der Treuhänder den auf das Anderkonto

fließenden Betrag von 274,68 € an den Schuldner auszahlen. 

c) Würdigung der Ansicht

Die Abtretung nach § 287 Abs. 2 InsO stellt den Kausalgrund für die Tätigkeit des

Treuhänders dar, da § 292 Abs. 1 S. 2 InsO indirekt auf diese Regelung verweist.

Ohne  Abtretung  hat  er  keinerlei  Befugnis,  in  der  Wohlverhaltensphase  aktiv

aufzutreten.  Die  Aufgabenübertragung  steht  und  fällt  mit  der  Abgabe  der

Erklärung  und  dessen  Inhalt.  Aus  dem  Gesetzestext  ist  folglich  ein  enger

sachlicher Zusammenhang zu erkennen. 

Aufgrund  dessen  jedoch  auf  das  Ende  des  Treuhänderamtes  mit  Ablauf  der

Abtretungsfrist  zu  schließen,  erscheint  bezüglich  der  Regelungen der  §§  292

Abs. 3 S. 1 und 300 Abs. 1 S. 1 InsO im Endergebnis aber abwegig. 

Gemäß § 292 Abs. 3 S. 1 InsO hat der Treuhänder bei Beendigung seines Amtes

dem Insolvenzgericht Rechnung zu legen. Umfasst ist hiervon die Offenlegung

der Transaktionen und die Geltendmachung des Vergütungsanspruches. Zudem

fordern die Insolvenzgerichte aufgrund § 292 Abs. 3 S. 2 i. V. m. § 58 Abs. 1 S. 2

InsO stets einen Abschlussbericht an. 

Der Abschlussbericht kann erst nach Ablauf der Abtretungsfrist nach § 287 Abs. 2

InsO  erstellt  werden,  da  dieser  der  Darstellung  der  gesamten

Wohlverhaltensphase  dienen  soll.  Auch  am  letzten  Tag  der  Abtretungsfrist

können Sachverhalte  eintreten,  die dem Insolvenzgericht  mitzuteilen sind und

von  Bedeutung  für  das  weitere  Verfahren  sein  können.  Eine  frühere

Berichterstattung  und  Rechnungslegung  ist  dementsprechend  praxisfern  und

inkonsequent. 

Sollte das Treuhänderamt mit Ablauf der sechs Jahre nach § 287 Abs. 2 InsO

beendet sein, wäre die Aktivlegitimation des Treuhänders ebenfalls verfallen. Er

wäre als Nichtbetroffener des Insolvenzverfahrens nicht mehr dazu verpflichtet,

dem Insolvenzgericht Rechnung zu legen. Somit widerspräche die Wirkung dem

Gesetzeswortlaut des § 292 Abs. 3  S. 1 InsO.
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Aber  auch  der  Gesetzgeber  hat  durch  §  300  Abs.  1  S.  1  InsO  zumindest

konkludent deutlich gemacht,  dass eine Akzessorietät zwischen Abtretungsfrist

und Treuhänderamt nicht gewollt ist. Denn vor der Entscheidung über den Antrag

auf  Restschuldbefreiung  sind  alle  Beteiligten  des  Verfahrens  anzuhören.  Die

Stellungnahme ist zwingend nach dem Ende der Abtretungsfrist durchzuführen,

da während der gesamten Frist Umstände eintreten können, die imstande wären,

die Sach- und Rechtslage zu ändern. Folglich erscheint es widersprüchlich, das

Amt des Treuhänders enden zu lassen, jedoch die Verpflichtung zur Mitteilung

von Versagungsgründen aufrecht zu erhalten. 

Nachträgliche  Pflichten,  die  von  einigen  Amtsgerichten  angenommen werden,

können hier  nicht  gesehen werden.  Zum einen kann es sich hierbei nicht  um

nachvertragliche Pflichten handeln, da der Treuhänder der Wohlverhaltensphase

nicht aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung tätig wird. Zum anderen müssten

sich  nachträgliche  Pflichten  entweder  aus  der  Insolvenzordnung,  aus  der

Rechtsprechung oder aus Kommentarliteratur ergeben. Dies ist nicht der Fall. 

Hinzu kommt ebenfalls der Wegfall des Wesens des Treuhänderverhältnisses mit

Ende der  Abtretungsfrist.  Der  Treuhänder  wird  ursprünglich  im Rahmen einer

doppelt  fremdbestimmten  Treuhand  tätig.9 Er  hat  sowohl  das  Interesse  des

Schuldners  wie  auch  das  der  Insolvenzgläubiger  zu  vertreten.  Diese  beiden

Bestreben müssen über die  Wohlverhaltensphase ausgeglichen werden. 

Da der Treuhänder in keinem Zeitpunkt ein eigenes Interesse neben § 298 InsO

verfolgen  darf  und  mit  Beendigung  seines  Amtes  die  Vertretung  fremder

Interessen  aufgebraucht  ist,  ist  der  Zweck  der  Treuhänderbestimmung

weggefallen. Er kann somit in einer solchen Fallgestaltung nicht länger externe

Absichten geltend machen, sodass sich auch seine Anhörung erübrigen würde.

Denn ohne ein außenstehendes zu vertretendes Interesse kann der Treuhänder

keine Argumente für oder gegen die Erteilung der Restschuldbefreiung vortragen.

Zudem  wären  die  Insolvenzgläubiger  darauf  angewiesen,  dass  alle

maßgeblichen Beträge bis zum Ende der Abtretungsfrist auf dem Anderkonto des

9 Uhlenbruck/Sternal, § 292 InsO Rn. 8; FK-InsO/Grote, § 292 InsO Rn. 13;     
N/R/Römermann, § 292 InsO Rn. 5;  KPB/Wenzel, § 292 InsO Rn. 3.
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Treuhänders  eingegangen  sind.  Anderenfalls  würden  sie  finanzielle  Nachteile

erleiden. 

5. Zwischenergebnis

Es  erscheint  hinsichtlich  der  vorangegangenen  Überlegungen  praxisfern,  das

Ende  des  Treuhänderamtes  streng  an  die  Abtretungsfrist  zu  binden.  Diese

Ansicht  berücksichtigt  insbesondere  nicht  das  erstrebenswerte  Gleichgewicht

zwischen  den  Interessen  von  Schuldner  und  Insolvenzgläubigern,  da

ausschließlich der Erstgenannte Vorteile hiervon erfahren würde. 

II. Ende des Amtes mit Rechtskraft der Entscheidung gemäß § 300 Abs. 4 

    S. 2 InsO

1. Ausgangspunkt

Neben der zuvor erläuterten Minderansicht besteht die Auffassung, dass das Amt

des Treuhänders mit Rechtskraft der Entscheidung über die Restschuldbefreiung

eintritt.10

Die sächsischen Insolvenzgerichte fügen dem Beschluss über die Erteilung der

Restschuldbefreiung  ausnahmslos  an,  dass  das  Amt  des  Treuhänders  mit

Rechtskraft  dieses  Beschlusses  beendet  sei.  Dieser  Ausspruch  ist  dann

problematisch,  wenn  bei  der  Anhörung  zur  Erteilung  der  Restschuldbefreiung

nach § 300 Abs. 1 S. 1 InsO kein Beteiligter einen Versagungsantrag gestellt hat.

Ausgangsnorm hinsichtlich der Frage,  wann Rechtskraft  zu diesem Beschluss

eintritt, ist § 300 Abs. 4 S. 2 InsO.

2. grammatikalische Auslegung der Norm

Sowohl  dem  Schuldner  bei  Versagung  der  Restschuldbefreiung  sowie  den

Insolvenzgläubigern  bei  Verwerfung  von  Versagungsanträgen  wurde  die

Möglichkeit  der  Rechtsmitteleinlegung  gegen  die  Entscheidung  des

Insolvenzgerichtes gegeben. 

10     MüKoInsO/Ehricke, § 292 InsO Rn. 12.
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3. historische Auslegung der Norm

§ 300 Abs. 4 S. 2 InsO war in dem Entwurf zur Einführung der Insolvenzordnung

vom 15.04.1992 als § 249 Abs. 3 S. 2 InsO-E vorgesehen und wurde sodann als

§  300  Abs.  4  S.  2  InsO  endgültig  übernommen.11 Dabei  wurde  dem

Insolvenzschuldner wie auch den -gläubigern ein Rechtsmittel zugestanden. Die

Einlegung war jedoch nicht aufgrund der Geltendmachung des Nichtvorliegens

der Voraussetzungen von § 300 Abs. 1 S. 2 InsO möglich, da dieser bei dem

Inkrafttreten der Insolvenzordnung noch nicht bestand. Eine Begründung, warum

in  den  genannten  Fällen  den  bestimmten  Parteien  die  sofortige  Beschwerde

eröffnet wurde, wurde nicht mitaufgenommen. Die dritte Alternative von § 300

Abs.  4  S.  2  in  der  heutigen  Fassung  wurde  mit  Wirkung  vom  01.07.2014

eingefügt. 

4. teleologische Auslegung von § 300 Abs. 4 S. 2 InsO

a) allgemeine Grundsätze der Rechtsmitteleinlegung

Die formelle Rechtskraft tritt grundsätzlich ein, wenn kein Rechtsmittel statthaft

ist,  auf  dieses  durch  alle  Betroffenen  verzichtet  wird  oder  bei  Nichteinlegung

eines  Solchen.  Weiterhin  wird  Rechtskraft  bei  Zurücknahme eines  zulässigen

Rechtsmittels,  Unzulässigkeit  dessen oder  Erschöpfung des Rechtsmittelwegs

begründet.  

Ausgangspunkt für die Statthaftigkeit von Rechtsmitteln im Insolvenzrecht ist § 6

Abs.  1  S.  1  InsO.  Dieser  Paragraph  schränkt  die  Einlegung  der  sofortigen

Beschwerde ein. Der Grundsatz lautet,  dass das Rechtsmittel nur statthaft  ist,

wenn dies ausdrücklich derart im Gesetz formuliert ist. 

Somit  ist  zunächst  festzustellen,  dass  gegen  die  Entscheidung   über  die

Restschuldbefreiung nach § 300 Abs. 4 S. 2 InsO die sofortige Beschwerde bei

dem Insolvenzgericht nach § 6 Abs. 1 S. 2 InsO eingelegt werden kann.

Der  Insolvenzschuldner  ist  beschwerdeberechtigt,  wenn  ihm  die

Restschuldbefreiung  versagt  worden  ist.  Ebenfalls  können  Insolvenzgläubiger

das  Rechtsmittel  geltend  machen,  wenn  der  Rechtspfleger  trotz  deren

11     N.N.: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/12/024/1202443.pdf.
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Versagungsanträgen die Restschuldbefreiung erteilt hat. Diese haben die selbe

Möglichkeit bei Geltendmachung des Nichtvorliegens der Voraussetzungen des

§ 300 Abs. 1 S. 2 InsO.

Der  Gesetzgeber  hat  dem  Treuhänder  hingegen  kein  Beschwerderecht

zugesprochen. Ob dies absichtlich oder aus Vergessensgründen erfolgt ist, lässt

sich aus den Gesetzesbegründungen der Bundesregierung nicht nachvollziehen.

Die  Kommentarliteratur  ist  sich  dagegen einig,  dass  der  Treuhänder  im Falle

eines  Antrages  nach  §  298  InsO und  der  Zurückweisung  dessen  durch  den

Rechtspfleger ein zu berücksichtigendes Rechtsschutzbedürfnis innehat.12 

Die ihm obliegende Möglichkeit der Anfechtung des entsprechenden Beschlusses

kann aus dem § 11 RPflG abgeleitet werden. § 11 Abs. 1 und 2 RPflG normieren

zwei Alternativen: Sollte gegen eine Entscheidung des Richters ausdrücklich ein

Rechtsmittel  statthaft  sein,  so  obliegt  es  dem  Rechtsmittelberechtigten,  das

Selbige gegen eine Entscheidung des Rechtspflegers einzulegen, § 11 Abs. 1

RPflG. Ist hingegen kein Rechtsmittel gegeben, so kann gegen die Entscheidung

des  Rechtspflegers  die  Erinnerung  gemäß  §  11  Abs.  2  S.  1  RPflG  geltend

gemacht werden.

b) Lösungsansatz des Ausgangsfalles

Offen ist  nunmehr,  wie  es  sich  in  der  Ausgangskonstellation  verhält.

Grundsätzlich  wäre  kein  Beteiligter  des  Verfahrens  beschwert,  da  der

Insolvenzschuldner die Restschuldbefreiung erhalten hat und im Übrigen keine

Versagungsanträge gestellt wurden. 

Da mit dem Beschluss zur Restschuldbefreiung auch das Amt des Treuhänders

für beendet erklärt  wurde, ist  die Frage nach der Beschwer umfangreicher zu

betrachten. Denn der Treuhänder hat ein verfassungsrechtlich geschütztes Recht

auf Amtsausübung nach Art. 12 GG, in welches eingegriffen wurde. Hinzu tritt,

dass den Beschlussgründen keine Rechtsmittelbelehrung folgt.  

12     Vgl. Braun/Pehl, § 300 InsO Rn. 17; HambKomm/Streck, § 300 InsO Rn. 17; 
       Uhlenbruck/Sternal, § 300 InsO Rn. 41; FK-InsO/Ahrens, § 300 InsO Rn. 55; 
       MüKoInsO/Stephan § 300 InsO Rn. 31.
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Eine fehlende, aber erforderliche Rechtsmittelbelehrung hemmt jedoch nicht den

Fristbeginn für  eine Solche,  da nach §  4  InsO i.  V.  m.  § 233 S.  2  ZPO die

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragt werden kann. Denn die nicht

existierende  Rechtsbehelfsbelehrung  stellt  ein  nicht  von  der  Partei  zu

vertretendes Verschulden dar. 

Im Weiteren ist zu untersuchen, ob tatsächlich eine Beschwer des Treuhänders

vorliegt und dieser durch den Anhörungsbeschluss nach § 300 Abs. 1 S. 1 InsO

ausreichend nachgekommen wurde, sodass sie dadurch präkludiert ist. 

Dem Treuhänder in der Wohlverhaltensphase obliegt gemäß § 292 Abs. 1 S. 2

und § 287 Abs. 2 InsO die Aufgabe, die der Abtretungserklärung unterfallenden

Beträge an die Gläubiger in Höhe der festgestellten Quoten auszuzahlen. Zudem

kann die  gegebenenfalls  einberufene Gläubigerversammlung  dem Treuhänder

zusätzlich auftragen, die Obliegenheiten des Schuldners zu überwachen, §§ 292

Abs.  2  S.  1,  295  InsO.  Somit  ist  zunächst  festzustellen,  dass  der

Tätigkeitsbereich des Treuhänders klar durch das Gesetz umschrieben ist.

Der Treuhänder hat kraft seiner gesetzlichen Aufgaben nach §§ 292 Abs. 1 S. 2,

287 Abs. 2 InsO ein Interesse daran, diese auch weiterhin zu erfüllen. Jedoch ist

die  Treuhänderstellung  keine  eigeninteressierte  Konstruktion,  sondern  der

Treuhänder hat gemäß der uneigennützigen doppelseitigen Treuhand sowohl die

Interessen  des  Schuldners  wie  auch  die  der  Gläubiger  zu  vertreten.13 Die

Gläubiger  sind  vorrangig  daran  interessiert,  dass  der  Treuhänder  auch  nach

Rechtskraft  des  Restschuldbefreiungserteilungsbeschlusses  die  ihrer  Meinung

nach zustehenden Beträge an diese auskehren darf. Der Treuhänder ist folglich

nicht  unmittelbar  beschwert.  Dies  wäre  er  nur  bei  Streitigkeiten  im  Rahmen

seiner Vergütung. Dabei steht ihm die Erinnerung in Fällen der Ablehnung des

Antrages nach § 298 InsO zu, § 11 Abs. 2 RPflG. 

Infolgedessen  ist  in  einer  solchen  Fallkonstellation  kein  Beteiligter  des

Insolvenzverfahrens  betroffen,  der  Restschuldbefreiungsbeschluss  ist  somit

insgesamt für alle unanfechtbar. 

13     Vgl. Uhlenbruck/Sternal, § 292 InsO Rn. 8; FK-InsO/Grote, § 292 InsO Rn. 13; 
     N/R/Römermann, § 292 InsO Rn. 5; KPB/Wenzel, § 292 InsO Rn. 3.
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Die  Unanfechtbarkeit  führt  dazu,  dass  der  Beschluss  mit  Erlass,  mithin  mit

Verlassen  des  Geschäftsbereiches,  rechtskräftig  wird.  Demzufolge  ist  der

Treuhänder  nicht  berechtigt,  den  auf  sein  Anderkonto  eingehenden  Betrag in

Höhe von 274,68 € an die Gläubiger auszukehren. Er hat diesen sodann an den

Schuldner übergeben.

c) Argumentation für die Unanfechtbarkeit der Entscheidung aus § 289 InsO a. F.

Die  Insolvenzordnung enthält  in  dem Verfahrensabschnitt  Restschuldbefreiung

nur  vereinzelt  Vorschriften  über  Entscheidungskompetenzen  des

Insolvenzgerichtes, in denen es möglich ist, dass Beteiligte nicht beschwert sind.

Diese  Voraussetzung  ist  gegeben,  sobald  das  Insolvenzgericht  den  Parteien

rechtliches  Gehör  gewährt  hat  und  diese  keine  Einwendungen  gegen  die

beabsichtigte Entscheidung vorbrachten.

Vor dem Inkrafttreten des RestSchBefrVerfG unterfielen sowohl der § 300 Abs. 1

InsO a.  F.  wie  auch §  289 Abs.  1  InsO a.  F.   dieser  Fallgestaltung.  In  dem

derzeitigen Druck erfüllt § 300 Abs. 1 InsO die genannten Voraussetzungen.

Die Gemeinsamkeit der entsprechenden Paragraphen liegt in dem Gegenstand

der Entscheidung. Während § 300 Abs. 1 InsO in den jeweiligen Fassungen die

vorzeitige und endgültige Restschuldbefreiungsentscheidung nach Anhörung der

Parteien regelt, beschreibt § 289 Abs. 1 InsO a. F. den Verfahrensablauf in dem

Schlusstermin.  Dort  ist  es  bei  Insolvenzverfahren,  die  vor  dem  01.07.2014

beantragt  wurden,  vorgesehen,  dass  die  Beteiligten  zum

Restschuldbefreiungsantrag des Insolvenzschuldners Stellung nehmen müssen. 

In beiden Verfahrensabschnitten kann folglich die Situation eintreten, dass keiner

der Angehörten einen Versagungsgrund geltend macht. Bei § 289 Abs. 1 InsO

a.  F.  folgt  sodann  bei  zulässigem  Antrag  der  Ankündigungsbeschluss  zur

Restschuldbefreiung.  Dies  bezweckt  die  förmliche  Einleitung  der

Treuhandphase.14 Sind in der Anhörung nach § 300 Abs. 1 InsO und § 300 Abs. 1

S.  1  a.  F.  keine  Einwendungen  erhoben  worden,  wird  dem  Schuldner  die

Restschuldbefreiung  erteilt.  Somit  unterscheiden  sich  die  Vorschriften  zwar

14     NWB Kommentar/Pape, § 289 InsO Rn. 10.
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hinsichtlich des Verfahrensstadiums, jedoch dienen sie jeweils der Vorbereitung

für den nächsten Verfahrensabschnitt. 

Eine weitere Übereinstimmung findet sich im Rahmen der Rechtsmitteleinlegung

wieder.  Denn  der  Gesetzgeber  hat  in  keiner  der  Vorschriften  ausdrücklich

geregelt, wann die Rechtskraft der Beschlüsse bei fehlender Beschwer eintritt.

§ 289 Abs. 2 S. 1 InsO a. F., § 300 Abs. 3 S. 2 InsO a. F. und § 300 Abs. 4 S. 2

InsO erläutern die Rechtsmittelbefugten und deren Möglichkeit der Einlegung des

Rechtsmittels im Rahmen des § 6 InsO gegen die jeweilige Entscheidung. Die

Rechtsfolgen bei fehlenden Beschwerdeberechtigten sind nicht geregelt. 

Hierzu  lassen  sich  aus  dem Regierungsentwurf  zu  §  237  InsO-E und  §  238

InsO-E,  die  später  aufgrund  Übersichtlichkeit  in  dem  §  289  InsO

zusammengefasst wurden, ebenfalls keine Argumente entnehmen. 

Grundsätzlich  gilt,  dass die  formelle  Rechtskraft  mit  der  Unanfechtbarkeit  der

Entscheidung eintritt. In der vorliegenden Konstellation liegt die Unanfechtbarkeit

bereits  mit  Erlass  der  Entscheidung vor,  da  aufgrund  des  Beschlusses  keine

Rechtsmittelberechtigten  hervorgerufen  werden  können.  Denn  diejenigen,  die

einen  Antrag  auf  Versagung  der  Restschuldbefreiung  hätten  stellen  können,

haben dieses Recht aufgrund der Nichteinwendung im Rahmen der jeweiligen

Anhörung verwirkt. 

Die "sofortige Rechtskraft"15 meint den Erlass der Entscheidung. Erlass bedeutet,

dass  der  Beschluss  den  jeweiligen  Geschäftsbereich  verlassen  haben  muss.

Dies  resultiert  aus  der  noch  möglichen  Änderung  der  Entscheidung,  solange

diese in dem Geschäftsbereich verweilt. 

5. Folgen der Unanfechtbarkeit

Der Ausspruch, dass das Amt des Treuhänders mit Rechtskraft des Beschlusses

ende,  ist  demzufolge  zu  ungenau.  Es  erscheint  daher  konsequenter,  das

Treuhänderamt mit dem Zeitpunkt des Erlasses des Beschlusses, der auf diesem

vermerkt werden muss, enden zu lassen. 

15     HambKomm/Streck, § 289 InsO a.F. Rn. 8.
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6. Ergebnisse aus §§ 299, 300 Abs. 1 S. 2, 300 Abs. 4 S. 3 InsO

a) § 299 InsO

Im Falle des zulässigen und begründeten vorzeitigen Versagungsantrages ist der

Insolvenzschuldner  stets  beschwert,  sodass  dem  Versagungsbeschluss

durchweg eine Rechtsmittelbelehrung anzufügen ist. Dementsprechend kann das

Amt des Treuhänders dort nur nach Ablauf der Rechtsmittelfrist eintreten. Folglich

liegt  hier  der  Fall  anders  als  in  dem  Ausgangsfall.  Die  Argumente  aus  der

Diskussion zu § 299 InsO sind auf den Problemfall nicht anwendbar. 

b) §§ 300 Abs. 1 S. 2, 300 Abs. 4 S. 3, 299 InsO

Dadurch, dass sowohl bei der vorzeitigen Erteilung sowie in der Erteilung nach

Ablauf der sechsjährigen Abtretungsfrist eine Anhörung nach § 300 Abs. 1 S. 1

InsO vorgesehen ist, ähneln sich die Fallkonstellationen. Es ist möglich, dass in

beiden Verfahrensstadien die Rechtskraft mit Unanfechtbarkeit der Entscheidung

eintritt.  Der  Verweis  in  §  300  Abs.  4  S.  3  InsO auf  §  299 InsO und dessen

Rechtsfolgen spricht für die Anknüpfung des Ende des Treuhänderamtes an die

Rechtskraft, mithin den Erlass, der Entscheidung nach § 300 Abs. 1 S. 1 InsO.

7. Zwischenergebnis

Die Rechtskraft des Restschuldbefreiungsbeschlusses aus dem Ausgangsfall tritt

gemäß diesen Überlegungen mit Erlass der Entscheidung ein. Dieser Zeitpunkt

führt dazu, dass der Treuhänder nicht mehr zur Verteilung des eingegangenen

pfändbaren Betrages befugt ist. 

III.  Ende  des  Amtes  mit  Erfüllung  der  dem  Treuhänder  obliegenden  

       Aufgaben gemäß §§ 292, 287 Abs. 2, 295 InsO

1. Ausgangspunkt

Der  Gesetzgeber  hat  dem  Treuhänder  sowohl  unabdingbare  gesetzliche

Aufgaben nach § 292 Abs. 1 S. 2 InsO wie auch ausdrücklich zu übertragene

Verpflichtungen  gemäß  §§  292  Abs.  2  S.  1,  295  InsO  überlassen.  Die
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herrschende Meinung vertritt die Ansicht, dass das Amt des Treuhänders mit der

Erfüllung dieser Angelegenheiten beendet sei.16 

2. grammatikalische Auslegung von § 292 Abs. 1 S. 2, Abs. 3 S. 1 InsO

§ 292 Abs. 1 S. 2 InsO bestimmt unter anderem, dass der Treuhänder die durch

Abtretung erlangten Beträge an die Insolvenzgläubiger zu verteilen hat.  § 292

Abs.  3  S.  1 InsO nimmt ausdrücklich  auf  die  Beendigung des Amtes Bezug,

indem er mit diesem Zeitpunkt die Rechnungslegung des Treuhänders verlangt. 

3. historische Auslegung von § 292 Abs. 1 S. 2, Abs. 3 S. 1 InsO

§ 292 InsO sollte zunächst als § 241 InsO-E eingeführt werden.17 Letztendlich

wurde er als § 292 InsO übernommen. Bereits dort wurden die Aufgaben des

Treuhänders in § 292 Abs. 1 S. 2, Abs. 3 S. 1 InsO aufgenommen und bisher in

ihrem Inhalt  nicht  verändert.  Hinsichtlich der ausdrücklichen Formulierung „bei

der  Beendigung  des  Amtes“  wurde  in  der  Begründung  zur  Einführung  nicht

vermerkt, wann dieser Zeitpunkt explizit eintritt. 

4. Zeitpunkt der Amtsbeendigung

a) teleologische Auslegung der Norm

Grundsätzlich erscheint die Möglichkeit,  dass das Ende des Treuhänderamtes

mit Erfüllung der dem Treuhänder obliegenden Aufgaben nach §§ 292, 287 Abs.

2, 295 InsO endet, ungewöhnlich. Diese Ansicht kann durch die ausnahmslose

Feststellung sächsischer  Insolvenzgerichte,  dass das Amt mit  Rechtskraft  des

Beschlusses zur Restschuldbefreiungserteilung beendet  sei,  gefördert  werden.

Zudem  wirkt  es  befremdlich,  dass  das  Treuhänderamt  bei  sämtlichen

Wohlverhaltensphasen  zu  einem  unterschiedlichen  Zeitpunkt,  der  für  das

Insolvenzgericht nicht vorhersehbar ist, endet. 

Dies ist  zwar grundsätzlich bei der These,  dass das Amt mit  Rechtskraft  des

Erteilungsbeschlusses  beendet  sei,  ebenfalls  der  Fall,  jedoch  dient  die

16     LG Duisburg, B. v. 18.10.2010, 4 O 178/19, veröffentlicht unter www.juris.de; 
       AG Duisburg, B. v. 24.03.2010, 62 IK 86/03, veröffentlicht unter www.juris.de; 
       AG Hamburg, B. v. 26.10.2016, 68g IK 115/09, veröffentlicht unter www.juris.de; 
       Uhlenbruck/Sternal § 292 InsO Rn. 10; HK-InsO/Waltenberger, § 292 InsO Rn. 5; 
       N/R/Römermann, § 292 InsO Rn. 10.
17     N.N.: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/12/024/1202443.pdf.
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Rechtskraft als Anknüpfungspunkt. Das Ende des Amtes kann dort selbstständig

durch  Berechnung  des  Ablaufes  der  Rechtsmittelfrist  durch  jeden  Beteiligten

ermittelt  werden. Die endgültige Aufgabenerledigung kann hingegen nur durch

den Treuhänder selbst festgestellt werden. Somit bildet das Orientieren an der

Rechtsmittelfrist eine konstantere Bezugsgröße.  

Im  Wege  des  Abschlussberichts  wird  das  Insolvenzgericht  von  der

abschließenden Verteilung in Kenntnis gesetzt. Die Einreichung dessen gehört

grundsätzlich  nicht  zu  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Aufgaben  des

Treuhänders, da §§ 292 Abs. 3 S. 1, 2, 58 Abs. 1 S. 2 InsO eine Kannvorschrift

darstellt. Die Insolvenzgerichte üben ihr Ermessen aber unentwegt aus, sodass

der Abschlussbericht zeitgleich mit der Rechnungslegung vorgelegt wird.  Einher

gehen  damit  auch  gegebenenfalls  noch  weitergehende  Stellungnahmen  zu

diesem, die aufgrund offener Fragen des Insolvenzgerichtes erforderlich sind. 

Auch die Einreichung des Abschlussberichtes nebst dazugehörigen Schriftsätzen

durch den Treuhänder kann nicht grundsätzlich das Ende des Treuhänderamtes

hervorrufen.  Im  Rahmen  der  Anhörung  zur  Entscheidung  über  die

Restschuldbefreiung nach § 300 Abs. 1 S. 1 InsO muss er seine Stellungnahme

zu dem insolvenzschuldnerischen Antrag auf Erteilung dieser abgeben. Sollte der

Treuhänder  bereits  zuvor  seine  Aktivlegitimation  verloren  haben,  könnte  das

Insolvenzgericht  mangels  Berechtigung  nicht  auf  ihn  zurückgreifen.  Der

Gesetzgeber hat den Treuhänder aber explizit in die Norm aufgenommen, was

beispielsweise in der Vorschrift § 300 Abs. 4 S. 2 InsO nicht erfolgt ist. 

Es war somit angedacht, dem Treuhänder die Möglichkeit zu geben, eventuelle

Einwendungen gegen die Erteilung oder Gründe für diese vorbringen zu können.

Der  Treuhänder  ist  als  uneigennützige  doppelseitige  Legitimationsperson  den

sonstigen Beteiligten gegenüber neutral  eingestellt,  da er  sowohl im Interesse

des Insolvenzschuldners wie  auch in  dem der  Insolvenzgläubiger  zu handeln

hat.18 Der Schuldner hingegen verfolgt  das Ziel  der Restschuldbefreiung.  Den

Insolvenzgläubigern wäre die Versagung dieser von Vorteil, um ihre Forderungen

weiterhin uneingeschränkt gegen den Schuldner geltend machen zu können. 

18     Vgl. Uhlenbruck/Sternal, § 292 InsO Rn. 8;  FK-InsO/Grote, § 292 InsO Rn. 13;
       N/R/Römermann, § 292 InsO Rn. 5; KPB/Wenzel, § 292 InsO Rn. 3.
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Würde  dem  Insolvenzgericht  keine  neutrale  Ansicht  bei  der  Bemessung  der

Entscheidung über die Restschuldbefreiung vorliegen, müsste es sich für eine

der zwei sich widersprechenden Stellungnahmen entscheiden.  Da aber § 300

Abs. 1 S. 1 InsO die Mitwirkung des Treuhänders festlegt, kann seine Würdigung

maßgebend für die Entscheidung sein. Hierbei ist zu unterscheiden, in welchem

Rahmen der Treuhänder in der jeweiligen Wohlverhaltensphase tätig wird. 

b) Aufgaben nach §§ 292 Abs. 1 S. 2, 287 Abs. 2 InsO

Im Falle der gesetzlichen Aufgaben hat der Treuhänder im Zusammenhang mit

der Anhörung nach § 300 Abs. 1 S. 1 InsO kein fremdes Interesse zu vertreten.

Denn die einzige Einwendung, die er zulässigerweise geltend machen kann, ist

der  Versagungsgrund  nach  §  298  InsO.  Dabei  verfolgt  er  jedoch  weder

vordergründig  die  Belange  von  Schuldner  noch  Gläubiger,  sondern  seine

Eigenen. Dies hat auch der Gesetzgeber verdeutlicht, indem er als berechtigten

Antragsteller bei § 298 InsO ausschließlich den Treuhänder aufgenommen hat.

Die Versagungsanträge nach §§ 296, 297 und 297a InsO können nur von den

Insolvenzgläubigern gestellt werden. Zwar ist die Rechtsfolge des zulässigen und

begründeten Antrages nach § 298 InsO auch für die Gläubiger bedeutend, jedoch

ist der Grund des Antrages in der Sphäre des Treuhänders zu finden.

Sollte  der  Treuhänder  sich  innerhalb  der  Anhörungsfrist  nicht  äußern,  erfolgt

keine Erinnerung an die Nachreichung durch das Insolvenzgericht. Die Intension

der Anhörung durch das Gericht ist es, dass die Beteiligten untereinander von

dem Ablauf der Wohlverhaltensphase Kenntnis erhalten und daraufhin eventuell

entsprechende Versagungsanträge stellen. Der Treuhänder kann im Rahmen der

gesetzlichen  Aufgaben  jedoch  den  Gläubigern  keine  verfahrensspezifischen

Informationen  weiterleiten,  die  solche  Anträge  fördern  könnten.  Soweit  er

demnach keinen Antrag  nach §  298  InsO stellt,  ist  davon auszugehen,  dass

dieser  Tatbestand nicht  erfüllt  ist.  Dem Treuhänder ist  zuzugestehen,  dass er

seine vergütungsrechtlichen Interessen nicht vernachlässigt. 

Dementsprechend handelt es sich bei der Anhörung nach § 300 Abs. 1 S. 1 InsO

nicht  um  eine  Amtspflicht,  sodass  diese  nicht  von  dem  Aufgabenkreis  des

Treuhänders umfasst ist.19 Die Erledigung der Aufgaben ist daher mit Einreichung

19     a. A.  N/R/Römermann, § 292 InsO Rn. 10
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des Schlussberichtes und der Rechnungslegung nach § 292 Abs. 3, § 58 Abs. 1

S. 2 InsO gegeben.

c) Aufgaben nach § 292 Abs. 2 InsO

Hat  der  Treuhänder  zusätzlich  die  Obliegenheiten  des  Schuldners  zu

überwachen, erfolgt bei Nichtabgabe der Stellungnahme eine Mahnung, um über

die Erfüllung der Obliegenheiten eine neutrale Ansicht zu erhalten. Zudem kann

die Beurteilung des Treuhänders bei Übermittlung an die Insolvenzgläubiger die

Stellung von Versagungsanträgen nach §§ 296, 297 und 297a InsO begründen.

Damit ist bezüglich der Anhörung bei Überwachung der Obliegenheiten von einer

Amtspflicht  auszugehen.  Die  Aufgabenerfüllung  tritt  vorliegend  mit  letzter

Reaktion des Treuhänders hierzu ein.

5.   Lösungsansatz des Ausgangsfalls  

a) Zugehörigkeit des nachträglichen Zuflusses zu den Aufgaben des Treuhänders

Zu untersuchen ist, ob der Treuhänder grundsätzlich berechtigt und verpflichtet

ist, die eingehende Summe von 274,68 € zu verteilen. Dies wäre der Fall, wenn

der Aufgabenkreis der §§ 292 Abs. 1 S. 2, 287 Abs. 2 InsO mit der tatsächlichen

Sachlage konform geht. § 292 Abs. 2 S. 1 i. V. m. § 295 InsO ist insoweit nicht

einschlägig,  da  dem  Treuhänder  die  Überwachung  der  Obliegenheiten  des

Schuldners nicht übertragen wurde.

§ 292 Abs. 1 S. 2 InsO beschreibt unter anderem, dass der Treuhänder kraft

Gesetzes  die  Auskehrung  der  durch  die  Abtretungserklärung  anfallenden

pfändbaren  Beträge  zu verfolgen  hat.  §  287  Abs.  2  InsO stellt  hingegen  die

materiell-rechtliche  Grundlage  des  §  292  Abs.  1  S.  2  InsO  dar,  denn  der

Gesetzgeber hat darin sowohl den temporären sowie auch den gegenständlichen

Rahmen  der  Abtretung  verankert.  Zudem  hat  er  die  Person  und  die

Tätigkeitsgrundlage des Zessionars geregelt. Zessionar kann nur derjenige sein,

der als Treuhänder in der Wohlverhaltensphase auftritt. Die Voraussetzungen der

wirksamen Amtsübernahme liegen hier vor.

Abgetreten  werden  nach  §  287  Abs.  2  InsO  pfändbare  Beträge  aus  einem

Dienstverhältnis oder aus einer ähnlichen Beziehung für die Dauer von sechs

Jahren  ab  Eröffnung  des  Insolvenzverfahrens.  Da  die  pfändbaren  Beträge  in
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Höhe  von  274,68  €  aus  der  Nachzahlung  aus  dem  arbeitsgerichtlichen  Titel

resultieren, liegt die Anspruchsgrundlage vor. Pfändbar ist der betroffene Betrag

ebenfalls  nach  der  Tabelle  zu  §  850c  ZPO,  da  der  Schuldner  vorliegend  ab

August 2018 137,34 € monatlich an die Gläubiger hätte abführen müssen. Da der

ausbezahlte Betrag in Höhe von 1.139,99 € unterhalb der Pfändungsfreigrenze

lag,  aber  ein  eigentlicher  Anspruch auf  1.339,99 €  bestand,  ist  der  sachliche

Eingriffsgehalt der Abtretung nach § 287 Abs. 2 InsO eröffnet. 

Die zeitliche Zugehörigkeit zu § 287 Abs. 2 InsO ist ebenfalls gegeben, da die

nachgezahlten Beträge dem temporären Umfang der Abtretungserklärung, näher

der Wohlverhaltensphase, zuzuordnen sind. Es ist hierbei nicht auf den Zeitpunkt

der  tatsächlichen Zahlung,  sondern auf  den der  Begründung des Anspruches

abzustellen. Der Vergütungsanspruch für Arbeitnehmer wird an jedem Arbeitstag

begründet.  Daher  ist  im  konkreten  Fall  an  jedem  Werktag  im  August  und

September  2018  der  Gehaltsanspruch  entstanden.  Diese  Zeitpunkte  liegen

innerhalb  der  Frist  des  §  287  Abs.  2  InsO.  Davon  zu  unterscheiden  ist  die

tatsächliche Zahlung, die erst nach Ende der Abtretungsfrist erfolgte. Der Ablauf

der Frist hat keine Änderung der ursprüngliche Rechtslage zur Folge. Denn das

Fristende nach § 287 Abs. 2 InsO kann nur für die Zukunft  gelten, begründet

jedoch nicht das Verwirken für die Vergangenheit. 

Somit kann aufgrund des Vorliegens aller Voraussetzungen der §§ 292 Abs. 1 S.

2, 287 Abs. 2 InsO davon ausgegangen werden, dass ein Zufluss an pfändbaren

Beträgen nach Ende der Abtretungsfrist durch den Treuhänder zu verteilen ist. 

Hierfür  spricht  auch,  dass  der  Treuhänder  bei  vorzeitiger  Entscheidung  nach

§ 299 InsO weiterhin berechtigt sein soll, von der Abtretungsfrist erfasste Beträge

zu  verteilen.20 Aufgrund  der  dahingehend  ähnlichen  Fallkonstellation  ist  diese

Ansicht auf den Ausgangsfall entsprechend anzuwenden.

b)  Berechtigung  zur  Verteilung  im  Hinblick  auf  die  Wirkungsweise  des    

      Restschuldbefreiungserteilungsbeschlusses

Mit Entscheidung über die Restschuldbefreiung vom 16.11.2020 wird bestimmt,

dass der Treuhänder mit Rechtskraft  dieses Beschlusses von seinem Amt frei

20     HambKomm/Streck, § 299 InsO Rn. 6.
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wird. Der Zufluss der pfändbaren Beträge erfolgt jedoch erst Anfang des Jahres

2021. Zweifelhaft ist somit, ob der Treuhänder noch weiterhin die Befugnis zur

Verteilung der entsprechenden Summen innehaben wird. Grundsätzlich müsste

dies  aufgrund des eindeutigen  Wortlautes  der  Entscheidung  verneint  werden.

Hierbei ist zu differenzieren, welche Wirkung der Erteilungsbeschluss entfaltet. 

Entscheidungen können entweder konstitutiver oder deklaratorischer Natur sein.

Die  Wirkungsweisen  unterscheiden  sich  in  den  Rechtsfolgen.  Konstitutive

Entscheidungen  sind  rechtsbegründend,  führen  somit  Rechtsfolgen  herbei.

Deklaratorisch wirkende Entscheidungen stellen lediglich eine Rechtsfolge fest,

sind aber nicht für das Eintreten dieser ursächlich.  

Sollte  der  Tenorausspruch  hinsichtlich  des  Ende  des  Treuhänderamtes  von

deklaratorischer Natur sein, hätte dies keinen Einfluss auf das tatsächliche Ende

des Amtes. Wirkt der Beschluss jedoch konstitutiv, müsste hinterfragt werden, ob

die getroffene Entscheidung nichtig oder rechtswidrig ist. Folge der Nichtigkeit ist,

dass der Beschluss im Zweifel gesamtunwirksam bei Anwendung des § 139 BGB

wäre.  Hingegen  könnte  Tenor  Nummer  zwei  bei  einer  vorliegenden

Rechtswidrigkeit durch Einlegung eines Rechtsmittels anfechtbar sein.

Hinsichtlich der reinen Restschuldbefreiungserteilung ist von einer konstitutiven

Entscheidung auszugehen.  Die Feststellung hierüber  bezüglich des Ende des

Treuhänderamtes  bedarf  weiterer  Überlegungen:  Der  Gesetzgeber  hat  dem

Insolvenzgericht lediglich zwei Möglichkeiten zugesprochen, über das Amt des

Treuhänders entscheiden zu können. 

Gemäß §§ 287 Abs. 2, 288 S. 2 InsO muss das Gericht im Aufhebungsbeschluss

die  Person  des  Treuhänders  bestimmen.  Damit  der  Treuhänder  jedoch

tatsächlich in seine Legitimationsposition eintreten kann, ist ebenfalls dessen -

zumindest  konkludente  -  Annahme  des  Amtes  erforderlich.21 Somit  stellt  die

Ernennung  keinen  unmittelbaren  konstitutiven  Akt  dar,  da  für  die

Tätigkeitsaufnahme eine weitere Rechtshandlung erforderlich ist. 

21     N.N.: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/12/024/1202443.pdf, Seite 189 „Zu § 236   
     InsO-E“; Uhlenbruck/Sternal, § 292 InsO Rn. 10; FK-InsO/Ahrens, § 291 InsO Rn. 16; 
     N/R/Römermann, § 291 InsO Rn. 9.
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Das Gericht kann über § 292 Abs. 3 S. 2 i. V. m. § 59 Abs. 1 S. 1 InsO ebenfalls

über die Entlassung des Treuhänders aus wichtigem Grund entscheiden.  Dabei

sind  die  Grundsätze  der  Entlassung  des  Insolvenzverwalters  entsprechend

anzuwenden,  da  die  Vorschrift  des  §  59 InsO aus dem eröffneten  Verfahren

stammt. 

Nunmehr sind zwei Ansichten denkbar: Da die Verweisung des § 292 Abs. 3 S. 2

InsO auf § 59 InsO einen Sonderfall dahingehend darstellt, dass ausschließlich

dort eine Möglichkeit der Entlassung geregelt wurde, soll eine Abberufung ohne

besondere  Gründe  erst  Recht  möglich  sein.  Andererseits  kann  in  der

ausdrücklichen  Verweisung  die  einzige  Entscheidungskompetenz  des

Insolvenzgerichtes hinsichtlich der Treuhänderperson gesehen werden. Folglich

könnte aus keiner  Norm der  Insolvenzordnung entnommen werden,  dass das

Insolvenzgericht  nach  Ablauf  der  Abtretungsfrist  über  die  Beendigung  des

Treuhänderamtes in konstitutiver Form entscheiden kann. 

Grundsätzlich erscheint  die Anwendung des Erst-Recht-Schlusses zielführend.

Denn  wenn  das  Insolvenzgericht  den  Treuhänder  aus  besonderen  Gründen

entlassen darf, müsste es dies auch ohne Vorliegen von Solchen dürfen. Diese

Ansicht  kann  aber  aufgrund  der  streng  begrenzten  Anzahl  von

Entlassungsvorschriften in der Insolvenzordnung keinen Bestand haben.  Denn

eine Entlassung ohne, dass diese sachlich gerechtfertigt ist, darf nicht erfolgen.22

Der Bundesgerichtshof geht in einer seiner Entscheidungen so weit, dass er eine

jede  Entlassung  des  Insolvenzverwalters  als  Eingriff  in  das  Grundrecht  auf

Berufsfreiheit  nach  Art.  12  GG  einordnet.23 Aufgrund  der  entsprechenden

Anwendung  der  Entscheidung  auf  den  Treuhänder  wird  deutlich,  dass  die

Insolvenzgerichte nur geringfügig auf das Amt Einfluss nehmen können. 

Auch  der  Umstand,  dass  eine  konstitutive  Ernennung  ausschließlich  durch

Beschluss  nicht  möglich  ist,  spricht  gegen  die  konstitutive  Entlassung  des

Treuhänders. Denn ohne konstitutive Amtseinführung erscheint eine konstitutive

Amtsbeendigung ohne Vorliegen besonderer Gründe abwegig. 

22     Uhlenbruck/Sternal, § 292 InsO Rn. 78.
23 BGH,  B.  v.  08.12.2005,  IX  ZB  308/04,  veröffentlicht  unter  www.juris.de;   
      BGH, B. v. 09.07.2009, IX ZB 35/09, veröffentlicht unter www.juris.de; 
      BGH, B. v. 19.01.2012, IX ZB 25/11, veröffentlicht unter www.juris.de.
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Allein  der  Umstand,  dass  das  Insolvenzgericht  in  dem  Ausgangsfall  von  der

Amtsbeendigung mit Rechtskraft der Entscheidung über die Restschuldbefreiung

ausgeht, bildet keinen sachlichen Grund, den Treuhänder entlassen zu dürfen.

Der Grund der Entlassung muss  bei dem Treuhänder liegen, dies ist vorliegend

nicht gegeben. 

Daher  ist  der  Ansicht  zu  folgen,  dass  der  Gesetzgeber  dem Insolvenzgericht

lediglich eine Entscheidungskompetenz hinsichtlich der §§ 292 Abs. 3 S. 2, 59

Abs.  1  S.  1  InsO   zugesprochen  hat.  Im  Übrigen  steht  dem  Gericht  keine

Möglichkeit  zu,  den  Treuhänder  abzubestellen.  Da  die  Entlassung  aus

besonderem Grund die alleinige konstitutive Entscheidung dahingehend darstellt,

kann  der  Beschluss  vom  16.11.2020  hinsichtlich  der  Beendigung  des

Treuhänderamtes lediglich  deklaratorische Wirkung entfalten. 

6. Zwischenergebnis

Der deklaratorische Charakter der Entscheidung über die Amtsbeendigung hat

keinen Einfluss auf das tatsächliche Ende des Treuhänderamtes. Der Treuhänder

ist  im  Ergebnis  daher  berechtigt,  die  Summe  von  274,68  €  nach  den

festgestellten Quoten an die Insolvenzgläubiger auszukehren. 

IV. Anwendbarkeit der Nachtragsverteilung nach § 203 InsO

1. Ausgangspunkt

Grundsätzlich  können Insolvenzgläubiger  aufgrund §§ 1 S.  2,  301 InsO nicht

erfüllte  Forderungen  nach  Erteilung  der  Restschuldbefreiung   wegen

eingetretener  Undurchsetzbarkeit  nicht  mehr  gegen  den  Schuldner  geltend

machen.

Soweit  man  dem  Grundgedanken  der  Amtsbeendigung  mit  Rechtskraft  der

Entscheidung folgt,  erhält  man bei  Lösung des Ausgangsfalles  das Ergebnis,

dass  eine  nachträgliche  Verteilung  der  274,68  €  nicht  möglich  ist.  Den

Insolvenzgläubigern, die den verspäteten Zufluss nicht zu vertreten haben, wird

daher ein geldwerter Nachteil entstehen. 
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Abhilfe könnte eine Nachtragsverteilung schaffen. Diese wäre in Fällen, in denen

der Treuhänder während der Wohlverhaltensphase einen nachträglichen Zufluss

von  Beträgen  für  möglich  erachtet,  im  Rahmen  der  Erteilung  der

Restschuldbefreiung anzuordnen. 

Der  Restschuldbefreiungsbeschluss  könnte  in  Nummer  zwei  des  Tenors

beispielsweise bei Zufluss aus einem arbeitsgerichtlichen Titel wie folgt lauten:

„Die Beschlagnahme und damit die Berechtigung des Treuhänders zur Verteilung

bezüglich  der  durch  die  Abtretung  erlangten  Beträge  bleibt  zum Zwecke  der

Nachtragsverteilung gemäß § 203 Abs. 1 Nr. 3 InsO hinsichtlich folgender Werte

aufrechterhalten:  Lohnnachzahlungen,  die  gegebenenfalls  aus  dem  noch

laufenden arbeitsgerichtlichem Verfahren zwischen dem Schuldner und seinem

damaligen Arbeitgeber XXX (Az.: … ) für den Zeitraum August bis September

2018 erlangt werden.“.

2. Ziel der Nachtragsverteilung

Die  Anordnung  einer  Nachtragsverteilung  dient  der  Aufrechterhaltung  der

Beschlagnahme nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens, § 203 Abs. 2 InsO.

Hierbei ist entweder ein Antrag des Insolvenzverwalters oder eines –gläubigers

erforderlich sowie das Vorliegen der Voraussetzungen des § 203 Abs. 1 Nr. 1 bis

3  InsO.  Die  Anordnung  ist  ebenfalls  von  Amts  wegen  möglich.  Ziel  ist  es,

Vermögensgegenstände  oder  -beträge,  die  kurzfristig  nicht  verwertbar  waren

aber  bis  zum  Schlusstermin  der  Insolvenzmasse  unterlagen,  den  Gläubigern

nachträglich unter Berücksichtigung der Quoten zukommen zu lassen, § 205 S. 1

InsO.  Die  Anordnung  durch  das  Insolvenzgericht  erfolgt  in  der  Regel  bei

Aufhebung  des  Insolvenzverfahrens.  Der  betroffene  Gegenstand  ist  dabei

präzise zu bezeichnen.

3. Nachtragsverteilung nach Erlass des Restschuldbefreiungsbeschlusses

Die  Aufhebung  des  Insolvenzverfahrens  hindert  die  Anordnung  einer

Nachtragsverteilung  gemäß  §  203  Abs.  2  InsO  nicht.  Der  Gesetzgeber  hat

ausdrücklich  keine  zeitliche  Beschränkung  für  die  Aufrechterhaltung  der

Beschlagnahme aufgenommen, um einen nachträglich bekanntgewordenen 
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Zufluss zum Schutz der Insolvenzgläubiger zu sichern.24

Zu beachten ist die Unabhängigkeit zwischen Nachtragsverteilung und Erteilung

der Restschuldbefreiung. Die positive Entscheidung über den Antrag nach § 287

Abs.  1  S.  1  InsO  ist  nicht  bis  zur  Beendigung  der  Nachtragsverteilung

hinauszuzögern,  da  anderenfalls  dem Schuldner  nicht  von  ihm zu  vertretene

Nachteile entstehen können.

Bei der Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen des § 203 Abs. 1, 2 InsO ist

der tatsächliche Zeitpunkt  des Zuflusses des zu sichernden Gegenstandes zu

ermitteln.  Das  Insolvenzverfahren  als  Solches  und  die  Wohlverhaltensphase

grenzen sich unter anderem durch die verschiedenen Eingriffsmöglichkeiten der

Insolvenzgläubiger ab.

Für  das  Insolvenzverfahren  bestimmen  §§  35,  36  InsO  den  Begriff  der

Insolvenzmasse.  Gemäß  §  80  Abs.  1  InsO  ist  nach  Eröffnung  der

Insolvenzverwalter  hinsichtlich  derer  verfügungs-  und  verwaltungsbefugt.  Die

Insolvenzmasse ist zugunsten der Insolvenzgläubiger beschlagnahmt. 

In der Wohlverhaltensphase im Rahmen der Abtretungsfrist nach § 287 Abs. 2

InsO gibt es eine derart umfangreiche Festsetzung der Masse nicht. Lediglich die

unter die Abtretungserklärung fallenden Beträge sind von dem Treuhänder zu

verteilen. 

Dabei ist die Rechtsstellung des Treuhänders mit der eines Betreuers aus dem

Betreuungsrecht  vergleichbar.  Denn  dem  Betreuer  werden  nur  gewisse

Aufgabenkreise  übertragen,  in  dessen  Rahmen  er  tätig  werden  darf.  Der

Treuhänder in der Wohlverhaltensphase hat ebenfalls nur bestimmte Aufgaben

zu erfüllen, die gesetzlich in den §§ 292 Abs. 1, 2 und 287 Abs. 2 InsO geregelt

sind. Im Übrigen gilt § 80 InsO nicht für den Treuhänder. Dementsprechend wird

24     BGH, B. v. 10.07.2008, IX ZB 172/07, veröffentlicht unter www.juris.de; 

            Mohrbutter/Ringstmeier/Pape, Insolvenzverwaltung Teil 1 Kapitel 17 Rn. 316;  
       Uhlenbruck/Sternal, § 300 InsO, Rn. 52; Insolvenzplan, Restschuldbefreiung und 
       Verbraucherinsolvenz/Obermüller, Rn. 1219; NWB Kommentar/Pape, § 300 InsO 
       Rn. 25.
. 
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deutlich, dass der Treuhänder nicht – anders als der Insolvenzverwalter - für die

Sicherung der Masse zu sorgen hat.

Soweit  nach  Erteilung  der  Restschuldbefreiung  ein  Vermögensgegenstand

bekannt wird, der dem § 35 InsO unterliegt, kann eine Nachtragsverteilung im

Rahmen  des  §  203  Abs.  2  InsO  angeordnet  werden.  Dabei  wird  ein

Insolvenzverwalter in das Amt erhoben, der nach § 205 InsO den Vollzug der

Nachtragsverteilung leitet. 

Unterliegt der Gegenstand nicht dem Insolvenzverfahren, sondern ist zeitlich der

Wohlverhaltensphase zuzuordnen, kann eine Nachtragsverteilung insoweit nicht

angeordnet  werden,  wie  der  Gegenstand  §  287  Abs.  2  InsO  unterliegt.25 Im

Rahmen  der  Wohlverhaltensphase  können  Insolvenzgläubiger  nur  in  dem

Umfang  der  Abtretungserklärung  oder  nach  §  295  InsO in  die  wirtschaftliche

Situation  des  Schuldners  eingreifen.  Im  Übrigen  hat  der  Schuldner  nach

Aufhebung  des  Insolvenzverfahrens  keine  weiteren  Vermögenswerte

aufzuwenden, um die Gläubiger zu befriedigen. Folge dessen ist, dass Beträge,

die nach Ende der Abtretungsfrist  vereinnahmt werden und weder unter § 35

InsO,  §  295  InsO oder  §  287  Abs.  2  InsO fallen,  dem Schuldner  zur  freien

Verfügung stehen.

 

4. Lösungsansatz des Ausgangsfalles

Da der eingehende pfändbare Betrag sowohl zeitlich wie auch sachlich von § 287

Abs. 2 InsO umfasst und in den Verfahrensabschnitt der Wohlverhaltensphase

einzuordnen  ist,  kann  keine  Nachtragsverteilung  angeordnet  werden.  Eine

analoge  Anwendung  des  §  203  InsO  scheidet  aufgrund  fehlender

Regelungslücke und eindeutigem Gesetzesinhalt des § 287 Abs. 2 InsO aus. Die

betroffene Summe ist daher an den Schuldner auszukehren. 

5. Zwischenergebnis

Die Anordnung einer Nachtragsverteilung ist grundsätzlich auch nach Erteilung

der  Restschuldbefreiung  möglich.  In  dem  Ausgangsfall  scheidet  dies  jedoch

aufgrund der Zugehörigkeit der Vermögenswerte unter § 287 Abs. 2 InsO aus. 

25     AG Duisburg, B. v. 24.03.2010, 62 IK 86/03, veröffentlicht unter www.juris.de. 
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V. Vergütungsrechtliche Aspekte

1. Ausgangspunkt

Dem Treuhänder in der Wohlverhaltensphase wird aufgrund seiner Tätigkeit ein

Vergütungsanspruch zugebilligt. Dieser richtet sich zunächst nach § 293 InsO.

Aus § 293 Abs. 1 S. 2 InsO ergibt sich, dass neben dem Zeitaufwand auch der

Umfang  der  Tätigkeit  für  die  Bemessung  einer  angemessenen  Vergütung  zu

berücksichtigen ist. Der explizite Vergütungsanspruch ergibt sich aus § 293 Abs.

2  InsO i.  V.  m.  §  65  InsO,  §§  14  ff.  InsVV.  Grundlage  der  Berechnung  der

Vergütung ist nach § 14 Abs. 1 InsVV die Summe der Beträge, die aufgrund der

Abtretungserklärung des Schuldners oder auf andere Weise bei dem Treuhänder

eingehen.  Die  Festsetzung  der  Vergütung  erfolgt  nach  Antrag  des

Anspruchsinhaber bei Beendigung des Amtes, § 16 Abs. 1 S. 2 InsVV.

2. Ergebnisse aus § 14 Abs. 1 InsVV

Die  Berechnungsgrundlage  der  Treuhändervergütung  ist  unter  anderem  der

Gesamtbetrag,  der  dem  Treuhänder  aufgrund  der  Abtretungserklärung  nach

§ 287 Abs. 2 InsO zugeht. Der Gesetzgeber hat hierbei auf die dem Treuhänder

obliegenden Aufgaben nach § 292 Abs. 1, 2 InsO Bezug genommen.

Durch die Vorschrift des § 14 Abs. 1 InsVV wird die Ansicht, dass das Amt mit

Ende der Aufgabenerfüllung beendet  wird,  gestärkt.  Denn § 14 Abs.  1 InsVV

enthält keine zeitliche Beschränkung, wann der Vergütungsanspruch der Höhe

nach feststeht,  sondern orientiert  sich strikt  an dem § 292 Abs.  1 S.  2 InsO.

Demgemäß ist es konsequent, das Festlegen der Berechnungsgrundlage an das

Tätigkeitsende zu knüpfen, um dem Arbeitsaufwand des Treuhänders tatsächlich

gerecht werden zu können. Hierbei würde es sich sodann um eine dynamische

Vorschrift  handeln, die sich je nach Ablauf der Wohlverhaltensphase an dieser

orientieren  würde.  Demgegenüber  steht  das  Anknüpfen  der

Berechnungsgrundlage an das Ende der Abtretungsfrist oder an die Rechtskraft

des  Restschuldbefreiungsbeschlusses,  welches  dem  ausdrücklichen

Gesetzeswortlaut widerspricht.

3. Ergebnisse aus § 16 Abs. 1 S. 2 InsVV

Gemäß  §  16  Abs.  1  S.  2  InsVV  hat  die  Festsetzung  der  treuhänderischen

Vergütung  bei  Beendigung  seines  Amtes  zu  erfolgen.  Hierbei  hat  der
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Gesetzgeber nicht geregelt, mit welchem Zeitpunkt die Beendigung des Amtes

erfolgt.  Es  besteht  größtenteils  Einigkeit  in  der  Kommentarliteratur,  dass  die

Rechtskraft der Erteilung der Restschuldbefreiung maßgeblicher Zeitpunkt ist.26

Lediglich Nies vertritt, dass die Amtszeit mit Ablauf der Frist nach § 287 Abs. 2

InsO endet, soweit kein Fall des § 299 InsO vorliegt.27

Bei der letztgenannten Alternative wäre der Treuhänder darauf angewiesen, dass

mit  Ablauf  der  Frist  alle  Beträge,  die  dem  §  287  Abs.  2  InsO  unterliegen,

zumindest  eingegangen  sind.  Anderenfalls  würde  er  einen  vermögenswerten

Nachteil erleiden. Die Arbeitgeber haben regelmäßig Schwierigkeiten im Rahmen

der letzten Abfuhr, den korrekten anteiligen pfändbaren Betrag zu übermitteln, da

das  Ende  der  Abtretungsfrist  selten  auf  das  Ende  des  Kalendermonats  fällt.

Soweit  zunächst  ein  zu  niedriger  Betrag  dem  Anderkonto  des  Treuhänders

gutgeschrieben wurde, könnte dieser die im Nachhinein gezahlte Summe nicht

für  die  Bemessungsgrundlage  in  Ansatz  bringen,  obwohl  Fremdverschulden

vorliegt.

Warum im Übrigen Einigkeit dahingehend besteht, dass das Amt mit Rechtskraft

der Entscheidung beendet sei, kann nicht nachvollzogen werden. Insbesondere

das  Ziel  der  Vergütung,  die  gesamte  Tätigkeit  des  Treuhänders  abzugelten,

spricht gegen diese Ansicht. Denn gesetzlich wurde dem Treuhänder nach § 292

Abs. 1 S. 2 InsO zugetragen, dass er die nach § 287 Abs. 2 InsO eingehenden

Beträge zu verteilen hat. 

Für den Ausgangsfall bedeutet dies, dass dem Treuhänder 274,68 € weniger für

die  Bemessungsgrundlage  nach  §  14  Abs.  1  InsVV zustehen  würden.  Jeder

fehlende Betrag kann zur Einkategorisierung in eine geringere Vergütungsgruppe

nach § 14 Abs. 2 InsVV führen. 

4. Ergebnisse aus der Problematik der Verjährung

Die  Verjährung  des  treuhänderischen  Vergütungsanspruches  ist  nicht  explizit

geregelt. Es ist aber davon auszugehen, dass diese sich, wie die Vergütung des

26     FK-InsO/Lorenz, § 16 InsVV Rn. 10; Haarmeyer/Wutzke/Förster, § 16 InsVV Rn. 2;
       HambKomm/Büttner, § 16 InsVV Rn 3; KPB/Stoffler, § 16 InsVV Rn. 3; 
       Graf-Schlicker (Hrsg.): InsO Kommentar/Kalkmann, § 16 InsVV Rn. 5.
27  A/G/R/Nies, § 16 InsVV Rn. 4.
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Insolvenzverwalters, an den Grundsätzen des BGB orientiert.28 Folglich beginnt

die dreijährige Verjährungsfrist mit letzter Entstehung des Anspruches, also mit

dem Zeitpunkt der Möglichkeit  der Festsetzung nach § 16 Abs. 1 S. 2 InsVV,

§§ 195, 199 Abs. 1 Nr. 1 BGB. Die Verjährung kann daher keine neuen Aspekte

fördern. 

5. Zwischenergebnis

Obwohl sich die Kommentarliteratur im Hinblick auf die Vergütungsproblematik

größtenteils  einig  ist,  dass  das  Amt  des  Treuhänders  mit  Rechtskraft  der

Entscheidung  beendet  ist,  erscheint  dies  nicht  überzeugend.  Vor  allem  der

Aspekt  der  Abgeltung  der  Gesamttätigkeit  unter  Bezugnahme  auf  die

gesetzlichen Aufgaben des Treuhänders spricht gegen diese Ansicht. 

VI. Ergebnisse aus der Insolvenzgerichtsumfrage 

1. Sachsen

In  Sachsen  wird  ausnahmslos  das  Ende  des  Treuhänderamtes  im

Restschuldbefreiungsbeschluss mit Rechtskraft dieses Beschlusses für beendet

erklärt.  Unterschiede  gibt  es  lediglich  bei  der  Entscheidung,  ob  eine

Rechtsmittelbelehrung  an  den  Beschluss  angefügt  wird  oder  nicht.  Das

Insolvenzgericht  Leipzig  fügt  unabhängig  von  dem  Vorhandensein  von

Rechtsmittelberechtigten stets den Hinweis zur Einlegung von Rechtsmitteln an.

2. Bundeslandübergreifend

Das Insolvenzgericht Düsseldorf hingegen geht von der Amtsbeendigung nach

Ende der Abtretungsfrist aus. Jedoch besitze der Treuhänder „nachvertragliche“

Pflichten,  wie  beispielsweise  die  letzte  Verteilung  an  die  Gläubiger  oder  die

Rechnungslegung an das Gericht. Insoweit erfolgt keine Verlautbarung des Ende

des Treuhänderamtes, da es sich um eine Folge kraft Gesetzes handele.

28     Fachanwalts-Kommentar Insolvenzrecht/Nies, § 16 InsVV Rn. 4;  Fachanwalts-
       Kommentar Insolvenzrecht/Nies, § 16 InsVV Rn. 22.
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In Aurich, Goslar, Neuruppin und Cottbus wird ebenfalls der Zeitpunkt des Ende

des Treuhänderamtes nicht in den Erteilungsbeschluss zur Restschuldbefreiung

aufgenommen.  Dies  erfolgt  jedoch  aus  anderen  Gründen:  Die  dortigen

Rechtspfleger vertreten die Ansicht, dass das Ende des Amtes erst mit Erfüllung

der Aufgaben des Treuhänders nach §§ 292, 287 Abs. 2 InsO beendet ist. Dies

sei frühestens jedoch der Zeitpunkt der Anhörung nach § 300 Abs. 1 S. 1 InsO,

da  diese  zwingend  auch  durch  den  Treuhänder  wahrzunehmen  ist.29 Die

Restschuldbefreiung sei nach Ende der Abtretungsfrist zu erteilen, unabhängig

davon,  ob  Ansprüche  vollständig  eingezogen  worden  sind  oder  nicht.  Soweit

Ansprüche bestehen,  die dem § 287 Abs.  2 InsO unterliegen und noch nicht

verteilt worden sind, kann der Treuhänder diese Verteilung auch nach Erteilung

der Restschuldbefreiung vornehmen. 

3. Zwischenergebnis

Die  fehlende  Ausgestaltung  der  §§ 292,  300 InsO hinsichtlich  des Ende  des

Treuhänderamtes  und  die  uneinheitlichen  Kommentierungen  hierzu  führen  zu

bundesweit  unterschiedlichen  Vorgehensweisen,  die  sich  entwickelt  haben.

Soweit sich eine einheitliche Auffassung bezüglich des Zeitpunktes des Ende des

Treuhänderamtes  durchsetzen  würde,  würden  sich  die  Folgeprobleme  zur

Anfügung einer Rechtsmittelbelehrung erledigen. 

29     N/R/Römermann, § 292 InsO Rn. 10

37



E. Kritische Anmerkungen zu den praktischen Verfahrensweisen

I. Vorgehensweise der Treuhänder

Um zu erreichen, dass in dem Zeitpunkt der Einreichung des Abschlussberichtes

die Aufgaben nach §§ 292 Abs. 1 S. 2, 287 Abs. 2 InsO tatsächlich erledigt sind,

zögern  einzelne  Treuhänder  die  Abgabe  dessen  hinaus.  Hierbei  ist  jedoch

zweifelhaft,  ob  die  dadurch  entstehende  Verzögerung  der

Restschuldbefreiungserteilung dem Insolvenzschuldner zumutbar ist.

Der  Insolvenzschuldner  verfolgt  mit  dem  Insolvenzverfahren  den  Zweck,  das

unbeschränkte Nachforderungsrecht der von der Restschuldbefreiung erfassten

Gläubiger  auszuschließen,  §§  1  S.  2,  301  InsO.  Der  Gesetzgeber  hat

ausdrücklich  geregelt,  dass  nach  sechs,  fünf  oder  drei  Jahren  über  die

Restschuldbefreiung zu entscheiden ist,  § 300 Abs. 1 InsO.  Dabei ist auf eine

zügige  Entscheidung  hinzuwirken.30 Insbesondere der  redliche  Schuldner,  der

den Obliegenheiten des §  295 InsO nachgekommen ist  und im Einzelfall  die

Voraussetzungen  des  §  300  Abs.  1  S.  2  InsO  erfüllt,  verlässt  sich  auf  eine

zeitnahe  Entscheidung.  Jedes  abweichende  Vorgehen  würde  dem

Gesetzeswortlaut sowie auch seiner Rechtsauffassung widersprechen.

Neben dem Verlust des Glaubens an den Rechtsstaat wird auch die Ehre des

Insolvenzschuldners verletzt. Ferner können auch vermögensrechtliche Nachteile

für ihn eintreten, da eine Person mit erteilter Restschuldbefreiung  kreditwürdiger

ist als eine Solche ohne. Nicht zu unterschätzen ist ebenfalls, dass bei Häufung

solcher Fälle auch der Anreiz für die Erfüllung der Voraussetzungen des § 300

Abs.  1  S.  2  InsO  verloren  geht.  Denn  der  Schuldner  würde  sodann  den

Regelungszweck der verkürzten Verfahrensdauer anzweifeln. 

Das  fragwürdige  Vorgehen  der  Treuhänder  begründet  hierbei

Amtshaftungsanprüche, da den Insolvenzschuldnern ohne eigenes Verschulden

die zügige Erteilung der Restschuldbefreiung verwehrt wird. 

30     BGH, B. v. 03.12.2009, Az.: IX ZB 247/08, veröffentlicht unter www.juris.de.
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II. Vorgehensweise der Insolvenzgerichte

Die  Formulierung  „Das  Amt  des  Treuhänders  ist  mit  Rechtskraft  dieses

Beschlusses beendet“ der sächsischen Insolvenzgerichte ist bei Nichtvorliegen

von  Versagungsanträgen  zu  §  300  Abs.  1  S.  1  InsO  zu  unbestimmt.  Der

Restschuldbefreiungsbeschluss  wird  mit  Erlass  wirksam.  Folglich  ist  dieser

Zeitpunkt Orientierungspunkt, soweit weiterhin dieser Ansicht gefolgt wird. 

Im Übrigen ist zu beachten, dass lediglich jede anfechtbare Entscheidung einer

Rechtsmittelbelehrung bedarf, § 4 InsO i. V. m. § 232 S. 1 ZPO. Dies wird nicht

von  jedem  sächsischen  Amtsgericht  berücksichtigt,  sodass  dort  auch  nicht

rechtsmittelfähige Entscheidungen mit einer Solchen versehen werden. 
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F. Ergebnis, Zusammenfassung

I. Lösung des Ausgangsfalles

Im Endergebnis ist der Treuhänder auch nach Erteilung der Restschuldbefreiung

befugt, den auf seinem Anderkonto eingehenden pfändbaren Betrag in Höhe von

274,68 € an die noch zu befriedigenden Insolvenzgläubiger auszukehren. Das

Ende des Amtes tritt  erst mit der Rechnungslegung, respektive mit der letzten

Stellungnahme hierzu durch den Treuhänder, gemäß § 292 Abs. 3 S. 1 InsO ein. 

II. Begründung der Wahl des Lösungsansatzes

Es  erscheint  nicht  gesetzeskonform,  dass  eine  erst  nach  Erteilung  der

Restschuldbefreiung mögliche Verteilung von unter §§ 292 Abs. 1 S. 2, 287 Abs.

2 InsO fallenden Beträgen die Auskehrung an den Schuldner begründen soll. Der

Ablauf  der  Abtretungsfrist  kann  die  aus  der  Abtretungserklärung  herrührende

zeitliche und sachliche Beschränkung lediglich mit  ex nunc-Wirkung aufheben.

Die Erteilung der Restschuldbefreiung kann die Erfassung von Beträgen unter

den Aufgabenkreis des Treuhänders nicht beseitigen.

Unmittelbar  beeinträchtigt  sind  die  Insolvenzgläubiger,  soweit  von  einer

anderweitigen Amtsbeendigung als der mit Aufgabenerfüllung ausgegangen wird.

Ihnen  würde  im  konkreten  Einzelfall  ein  geringerer  pfändbarer  Anteil  an

Einkünften  des  Schuldners  zustehen.  Bereits  die  Schlussverteilung  in  dem

Insolvenzverfahren nach § 196 InsO hat zur Folge, dass die Insolvenzgläubiger

aufgrund des Gläubigergleichbehandlungsgebots nach § 1 S.  1 InsO lediglich

anteilig befriedigt werden. Die Erteilung der Restschuldbefreiung nach §§ 1 S. 2,

301 InsO bewirkt sodann, dass die noch bestehenden Forderungen gegen den

Insolvenzschuldner nicht mehr zwangsweise durchsetzbar sind. Deshalb ist dem

Treuhänder  aufgrund  der  nach  Erteilung  der  Restschuldbefreiung  weiterhin

bestehenden  Rechtsgrundlage  ein  Eingriffsgehalt  in  die  Verteilung  von

pfändbaren Beträgen zuzubilligen.  

Das  Anknüpfen  des  Treuhänderamtes  an  die  Erfüllung  der  Aufgaben  würde

zudem vermeiden, dass die Treuhänder kraft eigener Entscheidung die Anhörung

zur Restschuldbefreiung nach § 300 Abs. 1 S. 1 InsO herauszögern. Denn das

Ende des Amtes wäre sodann auch ausweislich der Verfahrensweise und  dem
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Erscheinungsbild  des  Restschuldbefreiungsbeschlusses  von  der  Entscheidung

über die Restschuldbefreiung unabhängig. 

Zudem kann dem Schuldner sodann bereits Restschuldbefreiung erteilt worden

sein,  während der Treuhänder noch für  bestimmte Beträge seine Legitimation

aufrecht  erhalten  kann.  Somit  kann  der  Schuldner  ungeachtet  dessen

unbeschwert im Rechtsverkehr auftreten. 

Nicht  von  der  Hand  zu  weisen  ist  die  Vergleichbarkeit  zwischen  dem

Ausgangsfall und der möglichen Fallgestaltung der §§ 300 Abs. 1 S. 2, 300 Abs.

4  S.  3,  299  InsO.  Denn  bei  vorzeitiger  Erteilung  der  Restschuldbefreiung  ist

ebenfalls das Vorliegen der Unanfechtbarkeit des Beschlusses möglich. Aufgrund

der  Verweisung  auf  die  Rechtsfolgen  des  §  299  InsO  endet  das  Amt  des

Treuhänders in diesen Fällen ausdrücklich mit Rechtskraft der Entscheidung. Der

alleinige Umstand der Ähnlichkeit der Fallkonstellationen vermag dennoch nicht

die  Argumente  für  das  Anknüpfen  des  Treuhänderamtes  an  die

Aufgabenerledigung zu entkräften. Denn die insolvenzgläuberischen Interessen

liegen  hier  höher  als  die  des  Insolvenzschuldners,  zumal  dem

Insolvenzschuldner bei rechtzeitigem Zufluss und Verteilung der Beträge diese

ebenso nicht zugestanden hätten. 

Eine Anknüpfung des Treuhänderamtes an den Ablauf der Abtretungserklärung

oder an die Rechtskraft  des Erteilungsbeschlusses erscheint  weder  praxisnah

noch im Hinblick auf die Ausgestaltung der §§ 292 Abs. 1 S. 2, 287 Abs. 2 InsO

von dem Gesetzgeber gewollt. 

III. Zusammenfassung der Ergebnisse 

Der Ansicht  der Amtsgerichte Aurich,  Goslar,  Neuruppin und Cottbus ist  unter

Variation des frühesten Zeitpunktes des Ende des Amtes zu folgen. 

Soweit im Zeitpunkt des Ablaufs der Abtretungserklärung der Treuhänder seine

gesetzlichen Aufgaben nach § 292 Abs. 1 S. 2 InsO vollumfänglich beendet hat,

endet sein Amt mit dessen endgültiger Stellungnahme zu § 292 Abs. 3 S. 1 InsO.
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Wurde  dem  Treuhänder  zusätzlich  die  Überwachung  der  Obliegenheiten  des

Schuldners nach §§ 292 Abs. 2 S. 1, 295 InsO übertragen, hat er mit endgültiger

Stellungnahme zu § 300 Abs. 1 S. 1 InsO seine Aufgaben erledigt. 

Bei noch nicht verteilten Beträgen im Zeitpunkt des Abtretungsendes wird der

Treuhänder nach Auskehrung und je nach Aufgabenkreis mit Rechnungslegung

nach § 292 Abs. 3 S. 1 InsO oder Stellungnahme zu § 300 Abs. 1 S. 1 InsO von

seinem Amt frei. 

Diese  Vorgehensweise  würde  sodann  auch  den  jeweils  unterschiedlichen

Abläufen der Wohlverhaltensphasen der Insolvenzschuldner gerecht werden, da

die Aufgabenerfüllung des Treuhänders ebenfalls nicht einheitlich ist. 

Deklaratorische  Wirkungen,  wie  hier  die  Beendigung  des  Amtes  mit

Aufgabenerledigung, müssen grundsätzlich nicht tenoriert werden, da diese kraft

Gesetzes  eintreten.  Ob  dennoch  eine  Aufführung  aus  Gründen  der

Rechtssicherheit aufzunehmen ist, muss durch die Insolvenzgerichte entschieden

werden. 

Obwohl  der  Gesetzgeber  ausdrücklich  keine  Regelung  festgelegt  hat,  die

Kommentierungen nicht homogen zueinander sind und sich eine Rechtsprechung

aktuell nicht entwickelt, ist eine Angleichung der Verfahrensweisen anzustreben.

Diese könnte noch auftretende Konflikte zu der Problematik des Zeitpunktes der

Amtsbeendigung des Treuhänders nach Ablauf der sechsjährigen Abtretungsfrist

im Interesse von Insolvenzschuldnern, -gläubigern, -gerichten und Treuhändern

vermeiden.
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